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Mit Beziehung auf das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 13. Mai 1976, GZ 

600614/3-VI/2176, werden anbei 25 Ausfertigungen des gleichzeitig den zur Begutachtung 

berufenen Stellen zugeleiteten Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem das Kriegsopferver­

sorgungsgesetz 1957, das Heeresversorgungsgesetz und das Verbrechensopfergesetz geändert 

werden, samt Erläuterungen und Textgegenüberstellung übermittelt. Die befaßten Stellen wur­

den ersucht, ihre Stellungnahme bis längstens 6. Oktober 1997 bekanntzugeben. 

Es ist beabsichtigt, diesen Entwurf gemeinsam mit dem Entwurf des Arbeits- und Sozialrechts­

Änderungsgesetzes 1997 in den Ministerrat und in der Folge in den Nationalrat einbringen zu 

lassen. 

Beilage: 
25 Ausfertigungen des Gesetzentwurfes 
samt Erläuterungen und Textgegenüberstellung 

Die Bundesministerin: 

HOSTASCH 
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Bundesgesetz, mit dem das Kriegsopferversorgungsgeseu 1957, das Heeresversor­
gungsgesetz und das Verbrechensopfergesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kriegsopferversorgungsgeseues 1957 

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGB!. Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGB!. Nr. 411/1996, wird wie folgt geändert: 

1. Die Bezeichnungen "Bundesminister fUr Arbeit und Soziales" und "Bundesministerium rur Arbeit 
und Soziales" werden jeweils durch die Bezeichnungen "Bundesminister fUr Arbeit, Gesundheit und 
Soziales" bzw. "Bundesministerium fUr Arbeit, Gesundheit und Soziales" ersetzt und grammatikalisch 
der jeweiligen Bestimmung angepaßt. 

2. Der bisherige § 8 erhält die Absatzbezeichnung ,,(1 )"; folgender Abs. 2 wird angefügt: 
,,(2) Die Einschätzung nach Abs. 1 ist lediglich fUr die Zeit bis zum Ende des Monates vorzuneh­

men, in dem männliche Beschädigte das 65. und weibliche Beschädigte das 60. Lebensjahr vollenden." 

3. § 11 Abs. 2 lautet: 
.,(2) Die Grundrente nach Abs. 1 ist vom Ersten des Monates an, der im Falle von männlichen 

Schwerbeschädigten auf die Vollendung des 60., im Falle von weiblichen Schwerbeschädigten auf die 
Vollendung des 55. Lebensjahres folgt, um 192 S zu erhöhen. 

4. Im § 11 Abs. 3 lautet der erste Satzteil bis zum Doppelpunkt: 

,,An Stelle des im Abs. 2 angefiihrten Betrages gebührt Schwerbeschädigten eine Erhöhung der Grund­
rente vom Ersten des Monates an, der auf die Vollendung des 65., 70., 75. beziehungsweise 
80. Lebensjahres folgt, in folgendem Ausmaß:" 

5. Im § 12 Abs. 2 zweiter Satz wird der Ausdruck .,von den in den Abs. 4 und 5 enthaltenen Regelungen" 
durch den Ausdruck .,von der in Abs. 4 enthaltenen Regelung" ersetzt. § 12 Abs. 4 entfällt. Der bisheri­
ge Abs. 5 erhält die Bezeichnung .,(4)". 
6. § 18 Abs. 4 lautet: 

.,(4) Die Pflegezulage beträgt monatlich 

1. in der Stufe I .................................... 7368 S 

2. in der Stufe II .................................. 11047 S 

3. in der Stufe III ................................. 14 732 S 

4. in der Stufe IV ................................. 18417 S 

5. in der Stufe V.................................. 22 092 S . 

7. § 22 Abs. 4 und 5 lautet: 
,,(4) In der Krankenversicherung nach Abs. 1 ist kein Kranken- und Wochengeld zu gewähren. 

(5) Die Beiträge rur die Versicherungen nach Abs. 1 werden zur Gänze vom Bund geleistet. Als 
allgemeine Beitragsgrundlage gilt ein täglicher Arbeitsverdienst in Höhe des sich jeweils aus § 44 
Abs. 6 liLa des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ergebenden Betrages. Für die Höhe der Versi­
cherungsbeiträge sind die Bestimmungen des § 51 Abs. 1 Z 1 lit.a, Z 2 und 3 sowie der §§ 51a Abs. 1 
und 51 b Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes maßgebend." 

8. § 23 Abs. 1 lautet: 

.,(1) Der Beschädigte hat Anspruch auf unentgeltliche Heilrursorge bei jeder als Dienstbeschädi­
gung anerkannten Gesundheitsstörung und deren Folgen. Ein Rezeptgebührenersatz ist lediglich Bezie­
hern einer Zusatzrente gemäß § 12 Abs. 2 zu leisten." 
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9. § 24 Abs. 1 Z 2 lautet: 

,,2. Krankengeld. " 

10. § 26 lautet: 

- 2-

,,§ 26. (1) Ist der Beschädigte in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert, so hat er bei ei­
ner auf eine Dienstbeschädigung zurückzufuhrenden Erkrankung Anspruch auf die Leistungen der 
Krankenversicherung mit der Einschränkung, daß die Dauer der Leistungspflicht des Trägers der Kran­
kenversicherung hinsichtlich des Krankengeldes und der Anstaltspflege mit 26 Wochen begrenzt wird. 
Ist diese Leistungsdauer verstrichen, so entfällt die weitere Leistungspflicht hinsichtlich des Kranken­
geldes und der Anstaltspflege auch fur eine neue Erkrankung, die auf die gleiche Dienstbeschädigung 
zurückzufiihren ist. Leistungen der erweiterten Heilbehandlung (§ 24 Abs. 2) sind aus den Mitteln der 
Sozialversicherung fur Erkrankungen, die in einer Dienstbeschädigung ihre Ursache haben, nicht zu 
gewähren. Solange dem Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung ein 
Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung zusteht, hat der Träger der gesetzlichen Kranken­
versicherung das Krankengeld und die Anstaltspflege auch nach Ablauf der oben bezeichneten Dauer 
der Leistungspflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 30) auf die satzungsmäßige Dauer weiter zu 
gewähren. Der Anspruch auf Heilfursorge nach diesem Bundesgesetz ruht, solange und insoweit der 
Beschädigte Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung hat. 

(2) Hat der Beschädigte als Pflichtversicherter keinen Anspruch aus der gesetzlichen Krankenversi­
cherung, so wird er zur Durchfiihrung der Heilfursorge der Gebietslaankenk:asse seines Wohnsitzes 
zugeteilt. Zugeteilte erhalten die Heilfursorge nach Art, Umfang und Dauer, wie sie die Gebietskranken­
kasse den bei ihr Pflichtversicherten auf Grund gesetzlicher oder satzungsrnäßiger Vorschriften zu ge­
währen hat. Krankengeld wird jedoch nur nach Maßgabe der Vorschrift des § 28 gewährt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld ist von Beschädigten, die in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung pflichtversichert oder freiwillig versichert sind, nach Ablauf der Leistungspflicht des Trägers der 
Krankenversicherung bei sonstigem Ausschluß fur die rückliegende Zeit binnen sechs Wochen geltend 
zu machen." 

11. § 28 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Wenn der Beschädigte infolge einer Erkrankung in dem vor dem einzelnen Krankheitsfall zuletzt 
ausgeübten Berufarbeitsunfahig ist, gebührt ihm Krankengeld." 

12. § 29 lautet: 

,,§ 29. (1) Der Anspruch auf Pflegezulage (§ 18) oder Blindenzulage (§ 19) oder auf einen Zu schuß 
zu den Kosten fur Diätverpflegung (§ 14) ruht während einer mit voller Verpflegung verbundenen Heil­
behandlung ab dem Tag, der auf den Beginn der Heilbehandlung folgt, bis zum letzten Tag vor der 
Beendigung der Heilbehandlung. Eine Pflegezulage (§ 18) oder Blindenzulage (§ 19) ist auf Antrag bis 
zum Beginn der funften Woche einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung in dem Um­
fang weiter zu leisten, in dem pflegebedingte Aufwendungen nachgewiesen werden, die sich aus einem 
der Pflichtversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz unterliegenden Dienstver­
hältnis (Vollversicherung oder Teilversicherung in der Unfallversicherung) eines Pflege- oder Blinden­
zulagenempfängers mit einer Pflegeperson ergeben. 

(2) Ein Kleider- und Wäschepauschale (§ 20a) und, sofern der Beschädigte für unterhaltsberech­
tigte Angehörige nicht zu sorgen hat, eine Zusatzrente ist mit dem ersten Tag des auf den Beginn einer 
mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung folgenden vierten Monates einzustellen und erst 
für den Monat wieder zu leisten, in dem die Heilbehandlung beendet wurde. Wird ein Kleider- und Wä­
schepauschale oder eine Zusatzrente fur BeSChädigte, die für keine unterhaltsberechtigten Angehörigen 
zu sorgen haben, während einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung beantragt, besteht 
der Anspruch frühestens vom Ersten des Monates an, in dem die Heilbehandlung beendet wurde. 

(3) Für den Kalendermonat, in dem der Grund des Ruhens eingetreten ist, gebührt nur der verhält­
nismäßige Teil der in Abs. 1 angeführten Leistungen, wobei der Kalendermonat einheitlich mit 
30 Tagen anzunehmen ist und der verhältnismäßige Teil sich nach der Anzahl der Tage im betreffenden 
Kalendermonat bis zum Eintritt des Ruhensgrundes bestimmt. 

(4) Bescheide über das Ruhen der angeführten Leistungen sind nur dann zu erlassen, wenn dies der 
Beschädigte innerhalb einer Frist von einem Monat nach WegfalJ des Ruhensgrundes beantragt. 
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(5) Die Träger der Krankenversicherung, der Unfallversicherung und die Krankenfürsorgeanstalten 
sind verpflichtet, dem zuständigen Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eine mit voller Ver­
pflegung verbundene Heilbehandlung eines Beziehers der angeführten Leistungen umgehend zu melden. 

(6) Hat das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen Leistungen angewiesen, die gemäß 
Abs. 1 und 2 nicht mehr auszuzahlen waren, so sind diese Leistungen auf künftig auszuzahlende Ver­
sorgungsleistungen anzurechnen." 

13. Im § 41 Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck,,§ 2 Abs. IliLb des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, 
BGBL Nr. 376," durch den Ausdruck ,,§ 2 Abs. 1 liLb des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, 
BGBL Nr. 376, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 311/1992," ersetzt. 

14. § 46b Abs. 2 letzter Satz lautet: 

,,§ 29 gilt sinngemäß. " 

15. § 48 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Bezugsberechtigt sind nacheinander der witwen(witwer)rentenberechtigte Ehegatte und die waisenren­
tenberechtigten Kinder, wenn diese Personen mit dem Verstorbenen zur Zeit seines Todes in häuslicher 
Gemeinschaft gelebt haben." 

16. § 51 lautet: 

,,§ 51. (1) Die Beschädigtenrenten, die Zuschüsse gemäß § 14, die Zulagen gemäß §§ 16 bis 20 
sowie das Kleider- und Wäschepauschale (§ 20a) werden mit dem Monat fällig, der auf die Geltendma­
chung des Anspruches folgt. Die Schwerstbeschädigtenzulage (§ l1a) wird mit dem Monat fällig, in 
dem die Voraussetzungen für die Zuerkennung erfüllt sind. 

(2) Die Hinterbliebenenrenten, die Zulage gemäß § 35a, die Zuschüsse gemäß § 46b und die Beihil­
fen gemäß §§ 36 Abs. 2 sowie 43 Abs. 2 und 3 werden mit dem Monat fällig, der auf den Sterbetag der 
Person folgt, nach der der Anspruch geltend gemacht wurde. Wenn der Anspruch erst nach Ablauf eines 
Jahres nach diesem Sterbetag geltend gemacht wird, tritt die Fälligkeit frühestens mit dem auf die An­
tragstellung folgenden Monat ein. 

(3) Krankengeld, Gebührnisse für das Sterbevierteljahr und Sterbegeld werden mit der Erfüllung 
der gesetzlichen Voraussetzungen fällig." 

17. Im § 52 Abs. 3 zweiter Satz wird der Ausdruck ,,§ 29 Abs. 3" durch den Ausdruck ,,§ 29" ersetzt. 

18. § 52 Abs. 3 Z 2 lautet: 
,,2. die Erhöhung einer Beschädigtenrente wegen Verminderung des Grades der Erwerbsfähigkeit 

wird mit dem Beginn des Monates wirksam, der auf die Geltendmachung oder die amtswegige ärztliche 
Feststellung der maßgebenden Veränderung folgt;" 

19. § 52 Abs. 5 lautet: 
,,(5) Anträge auf Neubemessung einer bereits rechtskräftig zuerkannten Beschädigtengrundrente 

wegen einer Verminderung des Grades der Erwerbsfähigkeit sind ohne Durchführung eines Ermitt­
lungsverfahrens zurückzuweisen, wenn seit Rechtskraft der letzten Entscheidung über die Höhe der 
Grundrente noch nicht zwei Jahre verstrichen sind." 

20. § 53 lautet: 
,,§ 53. Die Versorgungsberechtigten sind verpflichtet, jede ihnen bekannte Veränderung in den rechtli­
chen Voraussetzungen für den Rentenbezug, die den Verlust, eine Minderung oder ein Ruhen des An­
spruches begründet, binnen zwei Wochen dem zuständigen Bundesamt für Soziales und Behindertenwe­
sen (§ 79) anzuzeigen. Für den aus der Unterlassung der Anzeige erwachsenden Schaden ist der Versor­
gungsberechtigte oder sein gesetzlicher Vertreter ersatzpflichtig. Einkommensänderungen, die zu einer 
Neubemessung von Versorgungsleistungen gemäß § 52 Abs. 3 Z 4 fuhren, unterliegen nicht der Anzei­
geverpflichtung." 

21. § 54 Abs. 1 erster Satz lautet: 

,,zu Unrecht empfangene Rentenbezüge und sonstige Geldleistungen einschließlich eines von einem 
Träger der Krankenversicherung für Rechnung des Bundes gezahlten Krankengeldes sind dem Bund zu 
ersetzen. " 
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22. § 63 Abs. 2 Z 1 lautet: 

,,1. die in den §§ 11, 12 Abs. 2, 14, 16,20, 20a, 4~ Abs. 1,46 Abs. 1 bis 3, 46b, 47, 56 und 74 
angeführten Beträge, und zwar erstmals mit Wirkung vom 1. Jänner 1992;" 

23. § 66 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Krankengeld ist wöchentlich im nachhinein auszuzahlen." 

24. § 72 lautet: 

,,§ 72. Die Versicherten erhalten alle für Pilichtversicherte nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz vorgesehenen gesetzlichen und satzungsrnäßigen Leistungen mit Ausnahme des Kranken­
und Wochengeldes." 

25. § 73 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Bund hat den Gebietskrankenkassen die entstandenen Kosten und den entsprechenden An­
teil an den Verwaltungskosten zu ersetzen. Die Ersatzbeträge sind vorschußweise in zwei Teilbeträgen, 
der erste Teilbetrag bis 1. April und der zweite Teilbetrag bis 1. Oktober eines jeden Jahres, in Höhe von 
jewe.ils 40 vH des im zweitvorangegangenen Kalenderjahr erwachsenen Aufwandes dem Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger zu überweisen. Der Ausgleich ist innerhalb von drei 
Monaten nach Bekanntgabe des tatsächlichen Aufwandes durch den Hauptverband vorzunehmen. Der 
Hauptverband hat die Ersatzbeträge auf die einzelnen Gebietskrankenkassen unter Berücksichtigung des 
nachgewiesenen Aufwandes aufzuteilen." 

26. § 73 Abs. 3 letzter Satz lautet: 

"Er setzt die Pauschbeträge nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen fest." 

2 7. § 78 lautet: 

,,§ 78. Über die Anerkennung einer Gesundheitsschädigung als Dienstbeschädigung (§ 4) sowie 
über die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Versorgungsleistungen (§ 6) entscheiden in erster 
Instanz die Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen, in zweiter und letzter Instanz die beim 
Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen in Wien errichtete Scbiedskommission." 

28. § 78a entfällt. 

29. § 80 Abs. 2 dritter Satz lautet: 

"Ein Bediensteter des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen in Wien hat als Schriftfuhrer 
mitzuwirken." 

30. § 80 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die Anzahl der Senate der Schiedskommission ist vom Bundesminister fur Arbeit, Gesundheit 
und Soziales zu bestimmen." 

31. § 81 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Vorsitzende der Schiedskommission, die erforderlichen Stellvertreter und Senatsvorsit­
zenden sowie die Ersatzmitglieder sind vom Bundesminister fur Arbeit, Gesundheit und Soziales auf die 
Dauer von fünf Jahren zu bestellen." 

32. § 81 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Die ersten Beisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglieder sind vom Bundesminister fur Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales unter Bedachtnabme auf die Vorschläge der Interessenvertretung der nach diesem 
Bundesgesetz Versorgungsberechtigten auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen." 

33. § 81 Abs. 3 und 6 lautet: 

,,(3) Die zweiten Beisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglieder sind vom Bundesminister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales unter Bedachtnabme auf die Vorschläge der Leiter der Bundesämter für 
Soziales und Behindertenwesen auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. 

(6) Nach Ablauf der funfjährigen Funktionsperiode hat die alte Schiedskommission die Geschäfte 
so lange weiterzufuhren, bis die neue Schiedskommission zusammentritt. Die Zeit der Weiterfuhrung 
der Geschäfte durch die alte Schiedskommission zählt auf die Funktionsperiode der neuen Schieds­
kommission." 
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34. § 85 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Für die sachlichen und personeIIen Erfordernisse der Schiedskommission hat das Bundesamt tur Sozia­
les und Behindertenwesen in Wien aufzukommen." 

35. § 85 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Die Geschäftseinteilung der Senate der Schiedskommission ist von den Leitern der Bundesäm­
ter tur Soziales und Behindertenwesen unter Antuhrung der Namen der Senatsmitglieder und ihrer 
Stellvertreter auf einer Amtstafel des Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen ersichtlich zu 
machen." 

36. § 85 Abs. 5 zweiter Satz entfällt. 

37. Im § 86 Abs. 4 wird der Ausdruck "Schiedskommissionen" durch den Ausdruck 
"Schiedskommission" ersetzt. 

38. § 90 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Im Verfahren vor der Schiedskomrnission bat der Vorsitzende die Sachverständigen nach Anhörung 
des leitenden Arztes jenes Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen, das den angefochtenen 
Bescheid erlassen bat, auszuwählen." 

39. Im § 92 Z 3 wird der Ausdruck "Schiedskommissionen" durch den Ausdruck "der Schiedskommis­
sion • , ersetzt. 

40. § 93 Abs. 3 zweiter und dritter Satz lautet: 

"Wird eine Berufung innerhalb dieser Frist bei der Schiedskommission eingebracht, so gilt dies als 
rechtzeitige Einbringung; die Schiedskommission hat die bei ihr eingebrachte Berufung unverzüglich an 
das zuständige Bundesamt tur Soziales und Behindertenwesen weiterzuleiten. Der Schriftsatz kann auch 
durch eine beim Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen abzugebende Erklärung zu Protokoll 
ersetzt werden." 

41. Im § 104 Abs. 1 wird der Ausdruck "Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft" durch 
"Wirtschaftskammer Österreich" und der Ausdruck "Österreichischer Arbeiterkammertag" durch 
"Bundeskammer für Arbeiter und AngesteIIte" ersetzt. 

42. Dem § 113 wirdjolgender § 113a angefügt: 

,,§ 113a. (l) § 8 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 in der bis zum 31. Dezember 1997 gel­
tenden Fassung ist auf jene Verfahren weiter anzuwenden, in denen der Antrag auf Gewährung oder 
Neubemessung der Beschädigtenrente vor dem 1. Jänner 1998 eingebracht wurde und das Verfahren 
noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist. 

(2) § 12 Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung ist auf jene Schwerbeschädig­
ten weiter anzuwenden, denen entweder vor dem 1. Jänner 1998 eine Pflege- oder Blindenzulage rechts­
kräftig zuerkannt wurde oder die einen Antrag auf eine derartige Leistung vor diesem Zeitpunkt einge­
bracht haben. Die Höhe der monatlichen Zusatzrente beträgt in diesen Fällen 2 846 S. 

(3) § 51 Abs. 1 und 2 sowie § 52 Abs. 3 Z 2 sind in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fas­
sung auf Verfahren weiter anzuwenden, in denen die Antragstellung oder die Einleitung des amtswegi­
gen Verfahrens vor dem 1. Jänner 1998 erfolgt ist und das Verfahren noch nicht rechtskräftig abge-
schlossen ist. . 

(4) § 52 Abs. 5 in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung ist auf jene Verfahren weiter 
anzuwenden, in denen die Antragstellung auf Neubemessung der Beschädigtengrundrente vor dem 
1. Jänner 1998 erfolgt ist und das Verfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist. 

(5) Die vor dem 30. Juni 1998 bestehenden Schiedskommissionen haben die Geschäfte nach der vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Rechtslage so lange weiterzufuhren, bis die neue gemein­
same Schiedskomrnission zusammentritt. Die Zeit der Weiterfiihrung der Geschäfte durch die alten 
Schiedskommissionen zählt auf die erste FunktioDsperiode der neuen Schiedskommission. Mit dem 
Zusammentreten der gemeinsamen Schiedskommission geht die Zuständigkeit der bisherigen Schieds­
kommissionen auf die neue Behörde über. Im Zeitpunkt des Zusammentretens noch nicht rechtskräftig 
abgeschlossene Verfahren sind von der neuen gemeinsamen Schiedskommission fortzutuhren. Die Be­
stellung der Mitglieder fur die gemeinsame Schi edskommi ssion kann bereits vor 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes vorgenommen werden." 
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43. Dem § 115 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) Es treten in Kraft: 

- 6-

1. mit 1. September 1996 der § 41 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL I Nr ...... ./1997; 

2. mit 1. Jänner 1998 die §§ 8, 11 Abs. 2 und Abs. 3, 12 Abs. 2 und Abs. 4, 18 Abs. 4, 22 Abs. 4 
und Abs. 5,23 Abs. 1,24 Abs. 1 Z 2, 26, 28 Abs. 1 erster Satz, 29, 46b Abs. 2 letzter Satz, 48 
Abs. 2 erster Satz, 51, 52 Abs. 3 zweiter Satz, 52 Abs. 3 Z 2, 52 Abs. 5, 53, 54 Abs. 1 erster 
Satz, 63 Abs. 2 Z 1, 66 Abs. 2 letzter Satz, 72, 73 Abs. 1 und Abs. 3 letzter Satz, 93 Abs.3 
zweiter und dritter Satz, 104 Abs. 1 und l13a Abs. 1, 2, 3 und 4 in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBL I Nr ...... ./1997 sowie die Aufhebung des § 12 Abs.4 in der bisherigen Fas-
sung; 

3. mit 1. Juli 1998 die §§ 78, 80 Abs. 2 dritter Satz und Abs. 3, 81 Abs. 1, Abs. 2 erster Satz, 
Abs. 3 und Abs. 6, 85 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 4, 86 Abs. 4, 90 Abs. 3 zweiter Satz, 92 
Z 3, 113a Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL I Nr. .... ./1997 sowie die Aufhe­
bung der §§ 78a und 85 Abs. 5 zweiter Satz." 
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Artikel 2 

Änderung des Heeresversorgungsgesetzes 

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 411/1996, wird wie folgt geändert (Hinweis: Der mit Artikel 19 des FrAG bereits zur Begutac~.tung 
versendete Entwurf einer Novelle zum Heeresversorgungsgesetz hinsichtlich frauen relevanter Ande­
rungen wurde nicht berücksichtigt): 

1. Die Bezeichnungen "Bundesminister fiir Arbeit und Soziales" und "Bundesministeriurn rur Arbeit 
und Soziales" werden jeweils durch die Bezeichnungen ,,Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und 
Soziales" brn~ "Bundesministeriurn fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales" ersetzt und grammatikalisch 
der jeweiligen Bestimmung angepaßt. 

2. Dem § 6 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Ein Rezeptgebührenersatz ist lediglich Beziehern eines Erhöhungsbetrages gemäß § 23 Abs. 5 zu lei­
sten." 

3. § 6 Abs.2 Z 2 lautet: 

,,2. Krankengeld. " 

4. § 8 lautet: 

,,§ 8. (1) Ist der Beschädigte in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert, so hat er bei einer 
auf eine Dienstbeschädigung zurückzuruhrenden Erkrankung Anspruch auf die Leistungen der Kran­
kenversicherung mit der Einschränkung, daß die Dauer der Leistungspflicht des Trägers der Kranken­
versicherung hinsichtlich des Krankengeldes und der Anstaltspflege mit 26 Wochen begrenzt wird. Ist 
diese Leistungsdauer verstrichen, so entfallt die weitere Leistungspflicht hinsichtlich des Krankengeldes 
und der Anstaltspflege auch fiir eine neue Erkrankung, die auf die gleiche Dienstbeschädigung zurück­
zuruhren ist. Leistungen der erweiterten Heilbehandlung (§ 6 Abs. 3) sind aus den Mitteln der Sozial­
versicherung fiir Erkrankungen, die in einer Dienstbeschädigung ihre Ursache haben, nicht zu gewäh­
ren. Solange dem Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung ein An­
spruch auf Leistungen der Krankenversicherung zusteht, hat der Träger der gesetzlichen Krankenversi­
cherung das Krankengeld und die Anstaltspflege auch nach Ablauf der oben bezeichneten Dauer der 
Leistungspflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 13) auf die satzungsmäßige Dauer weiter zu gewäh­
ren. Der Anspruch auf Heilrursorge nach diesem Bundesgesetz ruht, solange und insoweit der Beschä­
digte Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung hat. 

(2) Hat der Beschädigte als Pflichtversicherter keinen Anspruch aus der gesetzlichen Krankenversi­
cherung, so wird er zur Durchruhrung der Heilfiirsorge der Gebietskrankenkasse seines Wohnsitzes 
zugeteilt. Zugeteilte erhalten die Heilfiirsorge nach Art, Umfang und Dauer, wie sie die Gebietskranken­
kasse den bei ihr Pflichtversicherten auf Grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vorschriften zu ge­
währen hat. Krankengeld wird jedoch nur nach Maßgabe der Vorschrift des § 11 gewährt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld ist von Beschädigten, die in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung pflichtversichert oder freiwillig versichert sind, nach Ablauf der Leistungspflicht des Trägers der 
Krankenversicherung bei sonstigem Ausschluß rur die rückliegende Zeit binnen sechs Wochen geltend 
zu machen." 

5. § 11 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Wenn der Beschädigte infolge einer Erkrankung in dem vor dem einzelnen Krankheitsfall oder dem 
Antritt des Präsenzdienstes zuletzt ausgeübten Berufarbeitsunfahig ist, gebührt ihm Krankengeld." 

6. § 12 lautet: 

,,§ 12. (l) Der Anspruch auf Pflegezulage (§ 27) oder Blindenzulage (§ 28) oder auf einen Zuschuß 
zu den Kosten rur Diätverpflegung (§ 26b) ruht während einer mit voller Verpflegung verbundenen 
Heilbehandlung ab dem Tag, der auf den Beginn der Heilbehandlung folgt, bis zum letzten Tag vor der 
Beendigung der Heilbehandlung. Eine Pflegezulage (§ 27) oder Blindenzulage (§ 28) ist auf Antrag bis 
zum Beginn der runften Woche einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung in dem Um-
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fang weiter zu leisten, in dem pflegebedingte Aufwendungen nachgewiesen werden, die sich aus einem 
der Pflichtversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz unterliegenden Dienstver­
hältnis (Vollversicherung oder Teilversicherung in der Unfallversicherung) eines Pflege- oder Blinden­
zulagenernpfangers mit einer Pflegeperson ergeben. 

(2) Ein Kleider- und Wäschepauschale (§ 29a) und, sofern der Beschädigte rur unterhaltsberech­
tigte Angehörige nicht zu sorgen hat, ein bereits zuerkannter Erhöhungsbetrag (§ 23 Abs. 5) ist mit dem 
ersten Tag des auf den Beginn einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung folgenden 
vierten Monates einzustellen und erst fur den Monat wieder zu leisten, in dem die Heilbehandlung been­
det wurde. Wird ein Kleider- und Wäschepauschale oder ein Erhöhungsbetrag fur Beschädigte, die rur 
keine unterhaltsberechtigten Angehörigen zu sorgen haben, während einer mit voller Verpflegung ver­
bundenen Heilbehandlung beantragt, besteht der Anspruch frühestens vom Ersten des Monates an, in 
dem die Heilbehandlung beendet wurde. 

(3) Für den Kalendermonat, in dem der Grund des Ruhens eingetreten ist, gebührt nur der verhält­
nismäßige Teil der in Abs. 1 angefuhrten Leistungen, wobei der Kalendermonat einheitlich mit 
30 Tagen anzunehmen ist und der verhältnismäßige Teil sich nach der Anzahl der Tage im betreffenden 
Kalendermonat bis zum Eintritt des Ruhensgrundes bestimmt. 

(4) Bescheide über das Ruhen der angefuhrten Leistungen sind nur dann zu erlassen, wenn dies der 
Beschädigte innerhalb einer Frist von einem Monat nach Wegfall des Ruhensgrundes beantragt. 

(5) Die Träger der Krankenversicherung, der Unfallversicherung und die Krankenfursorgeanstalten 
sind verpflichtet, dem zuständigen Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen eine mit voller Ver­
pflegung verbundene Heilbehandlung eines Beziehers der angefuhrten Leistungen umgehend zu melden. 

(6) Hat das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen Leistungen angewiesen, die gemäß 
Abs. 1 und 2 nicht mehr auszuzahlen waren, so sind diese Leistungen auf künftig auszuzahlende Ver­
sorgungsleistungen anzurechnen." 

7. § 19 Abs. 2 und 3 lautet: 

,,(2) In der Krankenversicherung nach § 18 ist kein Kranken- und Wochengeld zu gewähren. 

(3) Die Beiträge fur die Versicherungen nach Abs. 1 werden zur Gänze vom Bund geleistet. Als 
allgemeine Beitragsgrundlage gilt ein täglicher Arbeitsverdienst in Höhe des sich jeweils aus § 44 
Abs. 6 lit.a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ergebenden Betrages. Für die Höhe der Versi­
cherungsbeiträge sind die Bestimmungen des § 51 Abs. 1 Z 1 lit.a, Z 2 und 3 sowie der §§ 51a Abs. 1 
und 51 b Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes maßgebend." 

8. § 2 7 lautet: 

,,§ 27. Beschädigten ist auf Antrag zur Beschädigtenrente nach Maßgabe des § 18 des Kriegsopfer­
versorgungsgesetzes 1957 eine Pflegezulage zu gewähren." 

9. § 28 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Blinden im Sinne der Abs. 2 und 3 ist auf Antrag zur Beschädigtenrente nach Maßgabe des § 
19 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 an Stelle der Pflegezulage eine Blindenzulage zu gewäh­
ren." 

10. § 31 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Bezugsberechtigt sind nacheinander der rentenberechtigte Ehegatte und die rentenberechtigten Kinder, 
wenn diese Personen mit dem Verstorbenen zur Zeit seines Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben." 

11. Im § 40 Abs. 1 Z 1 'wird der Ausdruck ,,§ 2 Abs. 1 lit.b des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, 
BGBI. NT. 376," durch den Ausdruck ,,§ 2 Abs.l lit.b des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, 
BGBI. NT. 376, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 311/1992," ersetzt. 

12. § 51 lautet: 

,,§ 51. Die Versicherten erhalten alle fur Pflicht versicherte nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz vorgesehenen gesetzlichen und satzungsmäßigen Leistungen mit Ausnahme des Kranken­
und Wochengeldes." 

13. § 52 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Bund hat den Gebietskrankenkassen die entstandenen Kosten und den entsprechenden An­
teil an den Verwaltungskosten zu ersetzen. Die Ersatzbeträge sind vorschußweise in zwei Teilbeträgen, 
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der erste Teilbetrag bis 1. April und der zweite Teilbetrag bis 1. Oktober eines jeden Jahres, in Höhe von 
jeweils 40 vH des im zweitvorangegangenen Kalenderjahr erwachsenen Aufwandes dem Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger zu überweiseD. Der Ausgleich ist innerhalb von drei 
Monaten nach Bekanntgabe des tatsächlichen Aufwandes durch den Hauptverband vorzunehmen. Der 
Hauptverband hat die Ersatzbeträge auf die einzelnen Gebietskrankenkassen unter Berücksichtigung des 
nachgewjesenen Aufwandes aufzuteilen." 

14. § 52 Abs. 3 letzter Satz lautet: 

,,Er setzt die Pauschbeträge nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen fest." 

15. § 55 lautet: 

,,§ 55. (1) Die Beschädigtenrenten (§ 23 Abs. 3), die Erhöhungsbeträge (§ 23 Abs. 5), die Famili­
enzuschläge (§ 26), die Zuschüsse zu den Kosten für Diätverpflegung (§ 26b), die Zulagen gemäß §§ 27 
bis 29 und das Kleider- und Wäschepauschale (§ 29a) werden mit dem Monat fallig, der auf die Gel­
tendrnachung des Anspruches folgt, sofern der Anspruch binnen sechs Monaten nach Eintritt des schä­
digenden Ereignisses oder der Verehehlichung oder der Geburt geltend gemacht wjrd; wjrd der An­
spruch erst später geltend gemacht, dann mit dem auf die AntragsteIlung folgenden Monat. Der Erhä­
hungsbetrag (§ 23 Abs. 5) fallt jedoch frühestes mit dem Monat an, der auf die Entlassung aus dem 
Präsenzdienst folgt. Die Schwerstbeschädigtenzulage (§ 26a) wjrd mit dem Monat fallig, in dem die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung erfüllt sind. 

(2) Bei Zuerkennung einer Beschädigtenrente gemäß einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von 
wenigstens 50 vH oder bei entsprechender Erhöhung einer bisher gemäß einer Minderung der Erwerbs­
fahigkeit von weniger als 50 vH geleisteten Beschädigtenrente ist von Amts wegen auch darüber zu 
entscheiden, ob und in welcher Höhe ein Erhöhungsbetrag (§ 23 Abs. 5) und Familienzuschläge (§ 26) 
zuzuerkennen sind. 

(3) Die Hinterbliebenenrenten und die Zuschüsse zu den Kosten für Diätverpflegung (§ 46) werden 
mit dem Monat fallig, der auf den Sterbetag der Person folgt, nach der Anspruch geltend gemacht wur­
de. Wenn der Anspruch erst nach Ablauf eines Jahres nach diesem Sterbetag geltend gemacht wjrd, tritt 
die Fälligkeit frühestens mit dem auf die AntragsteIlung folgenden Monat ein. 

(4) Krankengeld, Gebührnisse für das Sterbevierteljahr und Sterbegeld werden mit der Erfullung 
der gesetzlichen Voraussetzungen fallig." 

16. 1m § 56Abs. 3 zweiter Satz wird der Ausdruck,,§ 12 Abs. 3" durch den Ausdruck,,§ 12" ersetzt. 

17. § 56 Abs. 3 Z 2 lautet: 
,,2. die Erhöhung einer Beschädigtenrente wegen Verminderung des Grades der Erwerbsfahigkeit 

wjrd mit dem Beginn des Monates wjrksam, der auf die Geltendmachung oder die amtswegige ärztliche 
Feststellung der maßgebenden Veränderung folgt; das gleiche gilt für die Erhöhung einer Witwenrente 
wegen der Erwerbsunfabigkeit der Witwe." 

18. § 56 Abs. 6 lautet: 
,,(6) Anträge auf Neubemessung einer bereits rechtskräftig zuerkannten Beschädigtenrente wegen 

einer Verminderung des Grades der Erwerbsfahigkeit sind ohne Durchfuhrung eines Ermittlungsverfah­
rens zurückzuweisen, wenn seit Rechtskraft der letzten Entscheidung über die Höhe der Rente noch 
nicht zwei Jahre verstrichen sind. Dies gilt jedoch nicht, wenn eine wesentliche Änderung im Zustand 
der anerkannten Dienstbeschädigungen glaubhaft bescheinigt wjrd." 

19. § 57 lautet: 
,,§ 57. Die Versorgungsberechtigten sind verpflichtet, jede ihnen bekannte Veränderung in den rechtli­
chen Voraussetzungen fur den Rentenbezug, die den Verlust, eine Minderung oder ein Ruhen des An­
spruches begründet, binnen zwei Wochen dem zuständigen Bundesamt fur Soziales und Behinder­
tenwesen anzuzeigen. Für den aus der Unterlassung der Anzeige erwachsenden Schaden ist der Versor­
gungsberechtigte oder sein gesetzlicher Vertreter ersatzpflichtig. Einkommensänderungen, die zu einer 
Neubemessung von Versorgungsleistungen gemäß § 56 Abs. 3 Z 4 fuhren, unterliegen nicht der Anzei­
geverpflichtung." 
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20. § 58 Abs. 1 erster Satz lautet: 

,,zu Unrecht empfangene Rentenbezüge und sonstige Geldleistungen einschließlich eines von einem 
Träger der Krankenversicherung fur Rechnung des Bundes gezahlten Krankengeldes sind dem Bund zu 
ersetzen. " 

21. § 69 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Krankengeld ist wöchentlich im nachhinein auszuzahlen." 

22. § 76 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die Anzahl der Senate der Schiedskommission ist vom Bundesminister fur Arbeit, Gesundheit 
und Soziales zu bestimmen." 

23. Im § 77 Abs.l bis 4 wirdjeweils der Ausdruck "drei" durch den Ausdruck "fünf' ersetzt. 

24 § 77 Abs. 3 Z 1 lautet: 

,,1. der Wirtschaftskammer Österreich" 

25. Im § 77 Abs. 7 wird der Ausdruck "dreijährigen" durch den Ausdruck "fünfjährigen" ersetzt. 

26. § 81 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Die Geschäftseinteilung der Senate der Schiedskommission ist von den Leitern der Bundesäm­
ter . fur Soziales und Behindertenwesen unter Anfiibrung der Namen der Senatsmitglieder und ihrer 
Stellvertreter auf einer Arntstafel des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen ersichtlich zu 
machen." 

27. § 81 Abs. 5 zweiter Satz entfällt. 

28. § 88 Abs. 3 zweiter und dritter Satz lautet: 

"Wird eine Berufung innerhalb dieser Frist bei der Schiedskommission eingebracht, so gilt dies als 
rechtzeitige Einbringung; die Schiedskommission hat die bei ihr eingebrachte Berufung unverzüglich an 
das zuständige Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen weiterzuleiten. Der Schriftsatz kann auch 
durch eine beim Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen abzugebende Erklärung zu Protokoll 
ersetzt werden." 

29. Dem § 98 wird[olgender § 98a angefogt: 

,,§ 98a. (I) § 55 Abs. 1 und 3 sowie § 56 Abs. 3 Z 2 sind in der bis zum 31. Dezember 1997 gelten­
den Fassung auf Verfahren weiter anzuwenden, in denen die Antragstellung oder die Einleitung des 
amtswegigen Verfahrens vor dem 1. Jänner 1998 erfolgt ist und das Verfahren noch nicht rechtskräftig 
abgeschlossen ist. 

(2) § 56 Abs. 6 in der bis zum 3l. Dezember 1997 geltenden Fassung ist auf jene Verfahren weiter 
anzuwenden, in denen die Antragstel!ung auf Neubemessung der Beschädigtenrente vor dem 1. Jänner 
1998 erfolgt ist und das Verfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist. 

(3) Die Funktionsperiode der zum 31. Dezember 1997 gebildeten Schiedskornmission endet mit 
31. Dezember 1999." 

30. Dem § 99 wird[olgender Abs. 5 angefogt: 

,,(5) Es treten in Kraft: 

1. mit 1. September 1996 der § 40 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I NT. xxxl1997; 

2. mit 1. Jänner 1998 die §§ 6 Abs. 1 und 2 Z 2, 8, 11 Abs. 1 erster Satz, 12, 19 Abs. 2 und 3, 
27, 28 Abs. I, 31 Abs. 2 erster Satz, 51, 52 Abs. 1 und Abs. 3 letzter Satz, 55, 56 Abs. 3 
zweiter Satz, 56 Abs. 3 Z 2, 56 Abs. 6, 57, 58 Abs. 1 erster Satz, 69 Abs. 2 letzter Satz, 76 
Abs. 3, 77 Abs. 1 bis 4 und 7, 81 Abs. 4, 88 Abs. 3 zweiter und dritter Satz und 98a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxxJ1997 sowie die Aufhebung des § 81 Abs. 5 
zweiter Satz." 
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Artikel 3 

Änderung des Verbrechensopfergesetzes 

Das Verbrechensopfergesetz, BGBl. Nr. 288/1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 112/1993, wird wie folgt geändert: 

1. Die Bezeichnung "Bundesminister fur Arbeit und Soziales" wird jev.>eils durch die Bezeichnung 
"Bundesminister fur Arbeit, Gesundheit und Soziales" ersetzt und grammatikalisch der jev.>eiligen Be­
stimmung angepaßt. 

2. Im § 1 Abs. 6 Z 1 wird der Ausdruck ,,§ 2 Abs. 1 lit.b des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, 
BGBl. Nr. 376," durch den Ausdruck ,,§ 2 Abs. 1 lit.b des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, 
BGBl. Nr. 376, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1992," ersetzt. 

3. Im § 3 Abs. 2 wird der Ausdruck "Hilflosenzuschuß" durch den Ausdruck ,,Pflegegeld" ersetzt. 

4. Die Überschrift zu § 10 lautet: 

"Beginn und Ende der Hilfeleistungen, 
Rückersatz und Ruben" 

5. § 10 Abs.l letzter Satz lautet: 

"Wird ein Ansuchen erst nach Ablauf der jeweils vorgesehenen Frist gestellt, so sind die Leistun­
gen nach § 2 Z 1 bis 7 mit Beginn des auf das Ansuchen folgenden Monates zu erbringen." 

6. Dem § 10 wirdfo 1gen der Abs.5 angefiigt: 

,,(5) Hilfe nach § 2 Z 7 ruht während einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung 
ab dem Tag, der auf den Beginn der Heilbehandlung folgt, bis zum letzten Tag vor der Beendigung der 
Heilbehandlung." 

7. Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefiigt: 

,,(4) § 1 Abs. 6 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxxii 997 tritt mit 1. September 
1996 in Kraft, § 3 Abs. 2, die Überschrift zu § 10, § 10 Abs. 1 letzter Satz und § 10 Abs. 5 in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxxl1997 treten mit 1. Jänner 1998 in Kraft." 
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Vorblatt 
Probleme: 
1. Änderungen im Bereich des Sozialversicherungsrechts und des Bundespflegegeldgesetzes (BPGG) 

2. Bestehen von sieben Schiedskommissionen im Bereich des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, die 
für eine rückläufige Anzahl von Berufungsverfahren zuständig sind 

Ziele: 
Zu 1. Anpassung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, des Heeresversorgungsgesetzes und des 
Verbrechensopfergesetzes an korrespondierende Regelungen im Bereich des ASVG und des BPGG, 
Venneidung von Doppelbezügen 

Zu 2. Straffung und Vereinheitlichung der Berufungsverfahren im Bereich des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes 1957 

Inhalt: 
Zu 1. Übernahme von korrespondierenden Regelungen aus dem ASVG und dem BPGG, Entfall der 
jährlichen Anpassung der einkommensunabhängigen Zusatzrente für Bezieher einer Pflege- oder Blin­
denzulage nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 sowie Entfall von Neuzuerkennungen dieser 
Zusatzrente 

Zu 2. Zusammenlegung der Schiedskommissionen zu einer bundesweiten Schiedskommission im Be­
reich des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 

Alternativen: 
Keine 

Kosten: 
Keine. 

EU-Konformität: 
Gegeben. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil: 

Die Notwendigkeit, Änderungen im Bereich des Sozialversicherungsrechts und des Bundespflegegeld­
gesetzes nachzuvollziehen und die Verwaltungsverfahren zu vereinfachen, bedingt auch im Bereich der 
Kriegsopferversorgung, Heeresversorgung und Verbrechensopferentschädigung Anderungen, durch die 
jedoch grundsätzlich in zuerkannte Rechte nicht eingegriffen und soziale Härten vermieden werden 
sollen: 

- Zuerkennung und Erhöhung von Ansprüchen grundsätzlich ab dem auf die AntragsteIlung oder die 
amtswegige Feststellung folgenden Monat; 

- Ruhen von Pflege- und Blindenzulagenund des Zuschusses zu den Kosten fur Diätverpflegung ab 
dem auf den Beginn einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung folgenden Tag; 

- Entfall der Leistungen nach § 12 Abs. 4 KOVG 1957 fur zukünftige Bezieher einer Pflege- und 
Blindenzulage sowie 

Entfall der jährlichen Anpassung dieser Leistungen; 

- Nichtanpassung der Pflege- und Blindenzulagen; 

- Einschränkung des Rezeptgebührenersatzes auf Beschädigte, die eine Zusatzrente nach dem Kriegs-
opferversorgungsgesetz 1957 bzw. einen Erhöhungsbetrag nach dem Heeresversorgungsgesetz be­
ziehen; 

- Anspruch auf Gebührnisse fur das Sterbevierteljahr nur bei kausalem Tod des Beschädigten oder im 
Falle des Todes eines Schwerbeschädigten mit einer MdE von mindestens 60 vH; 

- Einschränkung der berufskundlichen Begutachtungen auf berufstätige Kriegsopfer in neuen Verfah­
ren; 

- Einschränkung der Verschlimmerungsverfahren; 

- Zusammenlegung der Schiedskommissionen im Bereich der Kriegsopferversorgung zu einer bundes-
weiten Schiedskommission. 

Durch diese gesetzlichen Änderungen sollen der Vollzug des Kriegsopferversorgungsgesetzes, des Hee­
resversorgungsgesetzes und des Verbrechensopfergesetzes an die Bestimmungen im Bereich des Sozial­
versicherungsrechts und des Bundespflegegeldgesetzes angepaßt, Doppelbezüge vermieden und die Be­
rufungsverfahren nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 gestrafft und vereinheitlicht werden. 

ß. Besonderer Teil: 

Zu Art. 1 Z 1, Art. 2 Z 1und Art. 3 Z 1 und 3 (§ 3 Abs. 2 VOG): 

Diese redaktionellen Anpassungen sind bedingt durch die Novelle zum Bundesministeriengesetz 
BGBI. I Nr. 21/1997 sowie durch das Bundespflegegeldgesetz. 

Zu Art. 1 Z 2 und 19 (§§ 8 und 52 Abs. 5 KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 18 (§ 56 Abs. 6 HVG): 

Da der Großteil der Kriegsbeschädigten nicht mehr im Berufsleben steht, sollen berufskundliehe Begut­
achtungen daher auf Erwerbsfähige beschränkt werden. Darüber hinaus fuhren Anträge auf Neubemes­
sung von Beschädigtengrundrenten nur mehr in etwa 10 % der Verfahren zu einer Erhöhung. Aus die­
sem Grund soll die bisherige einjährige Frist, innerhalb der Anträge auf Neubemessung einer Beschä­
digtengrundrente wegen einer Verminderung des Grades der Erwerbsfähigkeit zurückzuweisen sind, auf 
zwei Jahre verlängert werden. Bei dieser Regelung ist davon auszugehen, daß relevante Verschlimme­
rungen nach kausalen Leidenszuständen in dieser Frist im allgemeinen nicht zu erwarten sind und im 
Bereich der Kriegsopferversorgung bereits durch die Zulage gemäß § 11 Abs. 3 KOVG 1957 eine pau­
schale Erhöhung der Beschädigtenrenten gegeben ist. 

Zu Art. 1 Z 3, 4,16 und 18 (§§ 11 Abs. 2 und 3, 51 Abs. 1 und 2 und 52 Abs. 3 Z 2 KOVG 1957), zu 
Art. 2 Z 15 und 17 (§§ 55 Abs. 1 und 3, 56 Abs. 3 Z 2 HVG) und zu Art. 3 Z 5 (§ 10 Abs. 1 letzter 
Satz VOG): 

In diesen Bestimmungen sollen grundsätzlich die Neuregelungen des Bundespflegegeldgesetzes hin­
sichtlich der Zuerkennung und Neubemessung von Leistungen (§ 9 Abs. 1 und Abs. 3 Z 2) übernommen 
werden. 
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Zu Art. 1 Z 5 und 42 (§§ 12 Abs. 2 und 4 und 113a Abs. 2 KOVG 1957): 

Mit diesen Änderungen sollen die jährliche Anpassung der Ansprüche gemäß § 12 Abs.4 für Pflege­
und Blindenzulagenbezieher sowie diese Ansprüche für zukünftige Pflege- und Blindenzulagenbezieher 
entfallen. 

Zu Art. 1 Z 6 und 22 (§§ 18 Abs. 4, 63 Abs. 2 Z 1 KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 8 und 9 (§§ 27 und 
28 Abs. 1 HVG): 

Im Hinblick auf die Nichtanpassung der Pflegegelder nach dem Bundespflegegeldgesetz (BPGG) wäre 
auch von einer Anpassung der Pflege- und Blindenzulagen nach dem KOVG 1957 und HVG, bei denen 
es sich um dem Pflegegeld vergleichbare Leistungen handelt, abzusehen. 

Zu Art. 1 Z 7, 9, 10, 11, 12, 16,21,23 und 24 (§§ 22 Abs. 4 und 5, 24 Abs. 1 Z 2,26, 28 Abs. 1 er­
ster Satz, 29, 51 Abs. 3, 54 Abs. 1 erster Satz, 66 Abs. 2 letzter Satz und 72 KOVG 1957) und zu 
AI t. 2 Z 3, 4, 5, 6, 7, 12, 15, 20 und 21 (§§ 6 Abs. 2 Z 2, 8, 11 Abs. 1 erster Satz, 12, 19 Abs. 2 und 
3, 51, 55 Abs. 4, 58 Abs. 1 erster Satz und 69 Abs. 2 letzter Satz HVG): 

Durch die 50. Novelle zum ASVG, BGBl.Nr. 676/1991, wurde das Ruhen des Krankengeldes bei An­
staltspflege beseitigt; das Bestehen eines Anspruches auf Krankengeld auch für die Dauer einer An­
staltspflege bewirkte, daß im Bereich der Krankenversicherung die Leistungen des Familien- und Tag­
geldes entbehrlich wurden. 

Da die Bestimmungen des KOVG 1957 und des HVG über die Heilfürsorge in einem engen Zusammen­
hang mit den krankenversicherungsrechtlichen Vorschriften des ASVG stehen, sollen die Weiterleistung 
des Krankengeldes bei stationärem Krankenhausaufenthalt sowie der dadurch bedingte Entfall des Fa­
milien- und Taggeldes auch in das System des KOVG 1957 übernommen werden. 

Für die Dauer einer nach dem KOVG 1957 bzw. HVG gewährten unentgeltlichen beruflichen Ausbil­
dung sind die Beschädigten in der gesetzlichen Kranken-, Pensions- und Unfallversicherung pflichtver­
sichert. Die Versicherungsbeiträge sind gleich hoch wie für vollversicherte Dienstnehmer nach dem 
ASVG. Durch Art. I Z 22 (§ 51 b) der 50. ASVG-Novelle wurde für alle Pflichtversicherten ein Zusatz­
beitrag in der Krankenversicherung in Höhe von 0,5 vH der allgemeinen Beitragsgrundlage eingeführt. 
Die Bestimmungen der §§ 22 Abs. 5 KOVG 1957 bzw. 19 Abs. 3 HVG wären durch einen Verweis auf 
§ 51b ASVG entsprechend anzupassen. 

Zu Art. 1 Z 8 (§ 23 Abs. 1 KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 2 (§ 6 Abs. 1 HVG): 

Ein Ersatz von Rezeptgebühren soll im Hinblick auf die gewährten Grundrenten lediglich für Bezieher 
von Zusatzrenten gemäß § 12 Abs. 2 KOVG 1957 und von Erhöhungsbeträgen gemäß § 23 Abs. 5 HVG 
stattfinden. Diese Maßnahme dient gleichzeitig der Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Art. 1 Z 12 und 20 (§§ 29, 53 KOVG 1957), zu Art. 2 Z 6 und 19 (§§ 12 und 57 HYG) und zu 
Art. 3 Z 6 (§ 10 Abs. 5 VOG): 

Durch diese Bestimmungen sollen die Regelungen des § 12 Abs. 1 und 2 des Bundespflegegeldgesetzes 
BGBl.Nr. 110/1993 in der Fassung des BGBl.Nr. 201/1996 für Pflege- und Blindenzulagen und für 
Zuschüsse zu den Kosten für Diätverpflegung sowie die Regelung des § 12 Abs. 7 hinsichtlich der An­
rechnung übernommen werden. Weiters wurden die Bestimmungen der §§ 29 KOVG 1957 und 12 HVG 
aus Gründen der Übersichtlichkeit neu strukturiert. 

Zu Art. 1 Z 13 (§ 41 Abs. 1 Z 1 KOVG 1957), Art. 2 Z 11 (§ 40 Abs. 1 Z 1 HVG) und zu Art. 3 Z 2 
(§ 1 Abs. 6 Z 1 VOG): 

In den Bereichen der Kriegsopfer- und Heeresversorgung sowie der Verbrechensopferentschädigung soll 
- wie in der Sozialversicherung - die auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl.Nr. 
376, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.Nr. 31111992, bestehende Rechtslage im Bereich der 
Angehörigeneigenschaft für Studierende beibehalten werden. Somit verlängert sich die Angehörigen­
eigenschaft weiterhin bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn ein ordentliches Studium ernsthaft 
und zielstrebig betrieben wird. Für die Beurteilung der Kriterien der Ernsthaftigkeit und Zielstrebigkeit 
sind die in der Novelle BGBl.Nr. 311/1992 angeführten Kriterien maßgeblich. 

Zu Art. 1 Z 14 und 17 (§§ 46b Abs. 2 letzter Satz, 52 Abs. 3 zweiter Satz KOVG 1957) und zu 
Art. 2 Z 16 (§ 56 Abs. 3 zweiter Satz HYG): 

Die Verweisungen auf die §§ 29 KOVG 1957 und 12 HVG mußten im Hinblick auf die Neufassung 
dieser Bestimmung entsprechend adaptiert werden. 
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Zu Art. 1 Z 15 (§ 48 Abs. 2 erster Satz KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 10 (§ 31 Abs. 2 erster Satz 
HVG): 

Durch diese Änderungen sollen die Gebührnisse fur das Sterbevierteljahr nur mehr an rentenberechtigte 
Personen, somit an die vom Gesetzgeber als versorgungsberechtigt angesehenen Personen nach aus 
kausalen Gründen verstorbenen Beschädigten oder Beschädigten mit einer MdE von mindestens 60 vH 
gewährt werden. 

Zu Art. 1 Z 25 (§ 73 Abs. 1 KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 13 (§ 52 Abs. 1 HVG): 

Um dem jährlichen Rückgang der Versorgungsberechtigten nach dem KOVG 1957 Rechnung zu tragen, 
soll die vorschußweise Anweisung der Ersatzbeträge von 90 vH auf 80 vH des im zweitvorangegangenen 
Kalenderjahr entstandenen Aufwandes reduziert werden. 

Da den Gebietskrankenkassen die Aufwendungen über das gesamte Jahr verteilt entstehen, ist es weiters 
sinnvoll, die vorschußweise Anweisung der Ersatzbeträge nunmehr in zwei gleich hohen Teilbeträgen 
zur Auszahlung zu bringen. 

Diese Regelung soll auch im Bereich des HVG entsprechend nachvollzogen werden. 

Zu Art. 1 Z 26 (§ 73 Abs. 3 letzter Satz KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 14 (§ 52 Abs. 3 letzter Satz 
HVG): 

Der Bundesminister fur Arbeit, Gesundheit und Soziales ist ermächtigt, die Kosten, die der Bund den 
Gebietskrankenkassen fur die Krankenversicherung der Hinterbliebenen zu ersetzen hat, zu pauschalie­
ren. Die Pauschbeträge sind nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversi­
cherungsträger im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Finanzen durch Verordnung festzu­
setzen. 

Aus verwaltungsökonomischen Gründen sowie im Hinblick darauf, daß kein Verordnungsadressat vor­
handen ist, soll die Festsetzung der Höhe der pauschalierten Ersatzbeträge in Form einer Verordnung 
entfallen. 

Zu Art. 1 Z 27, 29, 33, 34, 37,39 und 40 (§§ 78, 80 Abs. 2 dritter Satz, 81 Abs. 3, 85 Abs. 2 letzter 
Satz, 86 Abs. 4, 92 Z 3 und 93 Abs. 3 zweiter und dritter Satz KOVG 1957): 

Diese Änderungen werden zum Zweck der Errichtung einer gemeinsamen Schiedskommission beim 
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen in Wien an Stelle der bisherigen Schiedskommissionen 
erforderlich. Die Zusammenlegung ist durch den Rückgang der Berufungen (1991: 854, 1996: 511) und 
die dadurch bestehende geringe Auslastung der Schiedskommissionen in den Bundesländern bedingt. 

Zu Art. 1 Z 28 (§ 78a KOVG 1957): 

Durch die gesetzliche Normierung einer gemeinsamen Schiedskommission wird die Bestimmung des 
§ 78a entbehrlich. 

Zu Art. 1 Z 30 und 36 (§§ 80 Abs. 3 und 85 Abs. 5 zweiter Satz KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 22, 
26 und 27 (§§ 76 Abs. 3,81 Abs. 4, 81 Abs. 5 zweiter Satz HVG): 

Durch diese Änderungen soll der Einstellung des Publikationsorganes ,,Amtliche Nachrichten Arbeit -
Gesundheit - Soziales" Rechnung getragen werden. 

Zu Art. 1 Z 31,32 und 33 (§ 81 Abs. 1, Abs. 2 erster Satz, Abs. 3 und Abs. 6 KOVG 1957) und zu 
Art. 2 Z 23 und 25 (§ 77 Abs. 1 bis 4 und 7): 

Die Bestellung des Vorsitzenden der Schiedskommission, der erforderlichen Stellvertreter und der Se­
natsvorsitzenden im Bereich der Kriegsopferversorgung soll durch den Bundesminister fur Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales ohne diesbezüglichen Vorschlag erfolgen, weil die Einräumung eines zB den 
Landeshauptmännern gemeinsam zustehenden Vorschlagsrechtes ohne ein fur den gegenständlichen 
Bereich relativ aufwendiges Verfahren nicht realisierbar sein dürfte. 

Die Bestellungsdauer der Mitglieder der Schiedskommissionen nach dem KOVG 1957 und dem HVG 
soll künftighin mit funf Jahren festgesetzt werden, wobei die einheitliche Bestellungsdauer nach den 
entsprechenden Bestimmungen des BDG als Vorbild diente (vgl. u.a. §§ 41a Abs.2, 88 Abs.2, 98 
Abs. 3 und 99 Abs. 2 BDG). 
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Zu Art. 1 Z 35 (§ 85 Abs. 4 KOVG 1957): 

Die Zusammensetzung der Senate soll von jedem Amtsleiter durch Anschlag auf der Amt stafel allen 
Parteien zugänglich gemacht werden. 

Zu Art. 1 Z 38 (§ 90 Abs. 3 zweiter Satz KOVG 1957): 

Im Sinne der Bürgernähe soll die Erstellung der medizinischen Sachverständigengutachten grundsätz­
lich weiterhin vor Ort erfolgen, um dem Berufungswerber keine weiten Anreisewege aufzubürden. 

Zu Art. 1 Z 40 (§ 93 Abs. 3 zweiter und dritter Satz KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 28 (§ 88 Abs. 3 
zweiter und dritter Satz HVG): 

Durch die Novelle zum AVG BGBl.Nr. 357/1990 wurde § 63 Abs.5 AVG dahingehend geändert, daß 
die Einbringung der Berufung auch bei der Berufungsbehörde möglich ist. Durch eine entsprechende 
Anpassung der §§ 93 Abs. 3 KOVG 1957 und 88 Abs. 3 HVG kam diese Formerleichterung auch den 
Versorgungsberechtigten nach dem KOVG 1957 und dem HVG zugute (Art. I Z 45 und Art. II Z 43 des 
Versorgungsrechts-Änderungsgesetzes 1991, BGBl.Nr. 687). 

Der Verfassungsgerichtshofhat mit Erkenntnis vom 24. Juni 1994, G 20-23/94, die Wortfolge "oder bei 
der Behörde, die über die Berufung zu entscheiden hat" im ersten Satz des § 63 Abs. 5 AVG als verfas­
sungswidrig aufgehoben. Um das Risiko der Parteien bezüglich der Versäumung der Berufungsfrist in 
jenen Fällen herabzusetzen, in denen die Berufung direkt bei der Berufungsbehörde eingebracht wird, 
erfolgte eine neuerliche Änderung des § 63 Abs. 5 AVG (BGBl.Nr. 471/1995). Dadurch wurde sicher­
gestellt, daß die irrtümliche (aber fristgerechte) Einbringung der Berufung bei der Berufungsbehörde 
nicht zur Fristversäumnis führt. 

Diese neue Rechtslage soll auch für die Berufungen gegen Bescheide, die nach dem 31. Dezember 1997 
in den Bereichen der Kriegsopfer- und Heeresversorgung erlassen werden, gelten. 

Zu Art. 1 Z 41 (§ 104 Abs. 1 KOVG 1957) und zu Art. 2 Z 24 (§ 77 Abs. 3 Z 1 HVG): 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der terminologischen Anpassung an das Arbeiterkammer­
gesetz 1992, BGBl.Nr. 626/1991, sowie an die 10. Handelskammergesetznovelle, BGBI.Nr. 958/1993. 

Zu Art. 1 Z 42 und 43 (§§ 113a, 115 Abs. 4 KOVG 1957), zu Art. 2 Z 29 und 30 (§§ 98a und 99 
Abs.5 HVG) und zu Art. 3 Z 7 (§ 16 Abs. 4 VOG): 

Diese Bestimmungen enthalten die notwendigen Übergangs- und die Inkrafttretensregelungen. 
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- I -

Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ R: 

Bei Feststellung des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit ist 
auch zu prüfen, ob sie bei Berücksicbtigung der Tauglichkeit des Be­
schädigten zu einer Erwerbstätigkeit, die ihm nach seinem früheren 
Beruf oder nach seiner Vorbildung billigerweise zugemutet werden kann, 
hüher als nach § 1 einzuschätzen ist. In diesen Fällen ist die Minderung 
der Erwerbsfiibigkeit unter Bedachtnahme auf die Erfahrungen auf dem 
Gebiete der Beruf.~kunde einzuschätzen; die Verdienstverhältnisse haben 
dabei außer Betracht zu bleiben. 

§ 11 Abs. 2: 

(2) Die Grundrente nach Abs. I ist vorn Ersten des Monates an, in 
dem männliche Schwerbeschädigte das 60. und weibliche Schwerbe­
schädigte das 55. lebensjahr vollenden, um 192 S 7.U erhöhen. 

SI AbC5/Pinggcra/Gc.~NoveI/GegKOV II.duc 

Entwurf 

§ R: 

(1) Bei Feststellung des Grades der Minderung der Erwerbsfiihigkeit 
ist auch zu prüfen, ob sie bei Berücksichtigung der Tauglichkeit des 
Beschädigten ru einer Erwerbstätigkeit, die ihm nach seinem früheren 
Beruf oder nacb seiner Vorbildung billigerweise rugemutet werden kann, 
höher als nach § 1 einzuschätzen ist. In diesen Fällen ist die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit unter Bedachtnahme auf die Erfahrungen auf dem 
Gebiete der Bcruf.~kunde einruschätzen; die Verdienstverhältnisse haben 
dabei außer Betracht zu bleiben. 

(2) Die Eins~hätzan~ na~h Ahs. 1 Ist ll'di~li~h für die bit his 
zum Ende des Monates vorzunehmen, In dem männli~he Beu'hädig'e 
das 65. und weihllrhe Bes~hidi~te das 60. Lehensjahr vollenden. 

§ 11 Abs.2: 

(2) Die Grundrente nach Abs. 1 ist vorn Ersten des Monales an, der 
im Falle von männlirhen S~hwerhes~hädi~ten anr die Vollendun~ des 
60., im Falle von weihllchen Schwerheschädi~'en .ur die Vollendun~ 
des 55. Lehensjahres rol~t, um 192 S zu erhühen. 

Sland: In.9.1991 
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- 2-

Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 11 Abs. 3 erster Satzteil: 

An Stelle des im Abs. 2 angefiihrten Betrages gebührt Schwerbeschä­
digten eine Erhöhung der Grundrente vom Ersten des Monates an, in 
dem sie das 65., 70., 75. bC'/.iehungsweise 80. Lebensjahr vollenden, in 
folgendem Ausmaß: 

§ 12 Abs. 2 zweiter Satz: 

Sie ist - abgesehen von den in den Abs. 4 und 5 enthaltenen Regelungen 
_ auf Antrag und nur insoweit zu zahlen, als das monatliche Einkommen 
(§ 13).des Schwerbeschädigten ohne Berücksichtigung der Grundrente 
und einer allfälligen Schwerstbeschädigtenzulage die Höhe der ihm bei 
Erwerbsunfähigkeit zustehenden Beschädigtenrente (Grundrente und 
Zusat7..rente, jedoch ohne Berücksichtigung der Erhöhungen nach Abs. 3 
und § 11 Abs. 2 und 3) nicht erreicht. 

§ 12 Abs. 4: 

(4) Schwerbeschädigte, die Empfänger einer Pflcgc'/,ulage oder 
Blindenzulage (§§ 18, 19) sind, erhalten von Amts wcgen ohne Rück­
sicht auf die Höhe ihres Einkommens die volle Zusatzrente nach Abs. 2, 
jedoch ohne die ErhtJhung nach Abs. 3, zuzüglich allfalliger Famili­
enzulagen gemäß §§ 16 und 17. 

SI Ab'-5/Pinggera/GesNoveIlGcgKOV II.duc 

Entwurf 

§ 11 Abs. 3 erster Satzteil: 

An Stelle des im Abs. 2 angefiihrten Betrages gebührt Schwerbeschä­
digten eine Erhöhung der Grundrente votn Ersten des Monates an, der 
auf die Vollendung des 65., 70., 75. beziehungsweise 80. Lebens­
jahres folgt, in folgendem Ausmaß: 

§ 12 Abs. 2 zweiter Satz: 

Sie ist - abgesehen von der In Abs. 4 enthaltenen Regelung - auf Antrag 
und nur insoweit zu 7..ahlen, als das monatliche Einkommen (§ 13) des 
Schwerbeschädigten ohne Berücksichtigung der Grundrente und einer 
allfälligen Schwerslbeschädigtenzulage die Höhe der ihm bei Erwerbsun­
fähigkeit zustehenden Beschädigtenrente (Grundrente und Zusatzrcnte, 
jedoch ohne Berücksichtigung der Erhöhungen nach Abs. 3 und § 11 
Abs. 2 und 3) nicht erreicht. 

§ 11 Abs. 4 enträllt. 

Stand: W.9.1997 
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- 3 -

Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

§ 11 Abl'. 5: 

(5) Bei Zuerkennung einer Grundrente gemäß einer Minderung der 
Erwerb!>fahigkeit von wenig!itenl' 50 vH oder bei ent!'prtthender Erhö­
hung einer bil'her gemäß einer Minderung der Erwerb!>fiihigkeit von 
weniger all' 50 vH geleil'tclen Grundrente i!!t von Amt!! wegen auch dar­
über zu ent!ICheiden, ob und in welcher Hühe dem Schwcrbc!lchädigten 
eine Zusat1..rente und Familienzulagen zu7.Uerkennen l'ind. 

§ 22 Abs.4: 

(4) In der Krankenver!!icherung nach Ab!>. I werden Krankengeld, 
Familien(Tag)geld und Wochengeld nicht gewährt. 

§ IR Alls. 4: 

(4) Oie Pßegezulage beträgt monatlich 

I. in der Stufe I .............................. 6 319 S 
2. in der Stufe 11 ............................. 9476 S 
3. in der Stufe 111 ...............•..•........ 12636 S 
4. in der Stufe IV ........................... 15 797 S 
5. in der Stufe V ............................ 18949 S. 
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Entwurf 

§ 11 Abs. 4: 

(4) Rei Zuerkennung einer Grundrente gemäß einer Minderung der 
Erwerb!>fahigkeit von wenig!iten!! 50 vH oder bei ent!lprtthender Erhö­
hung einer bi!lher gemäß einer Minderung der Erwerb!>fiihigkcit von 
weniger al!l 50 vH geleimeten Grundrente i!lt von Amts wegen auch dar­
über zu ent!ICheiden, ob und in welcher Höbe dem Schwcrbc!lchädigten 
eine Zusatzrente und Familienzulagen zuzuerkennen !lind. 

§ 22 Ab!l. 4: 

(4) In der Krankenver!licherung nach Ab!!. I Ist kein Kranken- und 
Wochengcld zu ~ewähren. 

§ IR Ab!l. 4: 

(4) Oie rßcge7.Ulage beträgt monatlich 

1. in der Stufe I .............................. 7361' S 
2. in der Stufe 11 ............................ 11 047 S 
J. in der Stufe 111 ........................... 14732 S 
4. in der Stufe IV ........................... IR 417 S 
5. in der Stufe V ............................ 22 092 S. 

Stand: 10.9.1997 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 22 Abs. 5: 

(5) Die Beiträge filr die Versicherungen nach Abs. I werden zur 
Gänze vom Bunde geleistet. Als allgemeine Beitrabosgrundlage gilt ein 
kalendertäglicher Arbeitsverdienst in Höhe des sich jeweils aus § 44 Abs. 
6 lit.a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955 ergebenden 
Betrages. Für die Hühe der Versicherungsbeiträge sind die Be­
stimmungen des § 51 Abs. I Z 1 lit.a, Z 2 und 3 und des § 51 a Abs. I 
des Allgemeinen Sozialversichcrungsgesetzes maßgebend. 

§ 23 Abs. I: 

(I) Der Beschädigte hat Anspruch auf unentgeltliche Heilfilrsorge 
bei jeder als Dienstbcschädigung anerkannten Gesundheitsstörung und 
deren Folgen. 

§ 24 Abs. I Z 2: 

2. Krankengeld, gegebenenfalls an dessen Stelle Familien- oder Taggeld. 
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Entwurf 

§ 22 Abs. 5: 

(5) Die Beiträge filr die Versicherungen nach Abs. I werden zur 
Gänze vom Bund geleistet. Als allgemeine Beitragsgrundlage gilt ein 
täglicher Arbeitsverdienst in Höhe des sich jeweils aus § 44 Abs. 6 lit.a 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ergebenden Betrages. Für 
die Höhe der Versicherungsbeiträge sind die Bestimmungen des § 51 
Abs. I Z 1 lit.a, Z 2 und 3 sowie der §§ 51a Abs. 1 und 5tb Abs. I des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes maßgebend. 

§ 23 Abs. I: 

(I) Der Beschädigte hat Anspruch auf unentgeltliche Heilfilrsorge 
bei jeder als Dienstbeschädigung anerkannten Gesundhcitsstörung und 
deren Folgen. Ein Rezept~ebührenersatz ist ledi~lich Beziehern einer 
Zusatzrente ~emäß § 12 Abs. Z zu leisten. 

§ 24 Abs. I Z 2: 

2. Kranken~eld. 

Stand: 10.9.1997 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 26: 

(I) Im der Beschädigte in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert, so hat er bei einer auf eine Dienstbc!;chädigung zurückzufuh­
reoden Erkrankung An!;pruch auf die Leistungen der Krankenversiche­
rung mit der Einschränkung, daß die Dauer der Leistungsptlicht des 
Trägers der Krankenversicherung hinsichtlich des Krankengeldes, Fa­
milien(Tag)geldes und der Anstaltspflege mit 26 Wochen begrenzt wird. 
Ist diese Leistungsdauer verstrichen, !;O entfällt die weitere Leimungs­
pflicht hinsichtlich der Geldleimungen und der Anstaltspflege auch fur 
eine neue Erkrankung, die auf die gleiche Dienstbc!;chädigung zurück7.U­
fuhren ist. Leimungen der erweiterten Heilbchandlung (§ 24 Ab!;. 2) sind 
aus den Mitteln der Sozialversicherung fur Erkrankungen, die in einer 
Dienstbeschädigung ihre Ursache haben, nicht zu gewähren. Solange 
dem Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen Krankenversi­
cherung ein Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung zumeht, 
hat der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung die Geldleistungen 
und die Anmalt!;pflege auch nach Ablauf der oben bezeichneten Dauer 
der Leistungspflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 30) auf die sat­
zungsmäßige Dauer weiter zu gewähren. Der Anspruch auf Heilfursorge 
nach diesem Bundesgesetze ruht, !;Olange und insoweit der ßeschädigte 
Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung oder als 
Wehrpflichtiger gemäß den Bestimmungen des IV. Ab!;chnilles des Hce­
resgebührengesetzes, BGßI. Nr. 15211956, An!;pruch auf gesundheitliche 
ßetreuung hat. 

(2) Hat der ßeschädigte als Pflichtversicherter keinen Anspruch aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung, so wird er zur Durchfuhrung der 

S/Abt..5/Pinggera/GesNoveI/GegKOVII.duc 

Entwurf 

§ 26: 

(I) Im der Beschädigte in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert, !;O hat er bei einer auf eine Dienstbeschädigung zurück­
zufuhrenden Erkrankung Anspruch auf die Leistungen der Kranken­
versicherung mit der Einschränkung, daß die Dauer der Lcistungsptlicht 
des Trägers der Krankenversicherung hinsichtlich des Kranken~elde5 
und der Anstalt!;pflege mit 26 Wochen begrenzt wird. Im diese Lci­
stungsdauer verstrichen, !;O entfällt die weitere Leimungspflicht hin­
sichtlich des Kranken~eldes und der Anmaltspflege auch fur eine neue 
Erkrankung, die auf die gleiche Dienstbeschädigung zurückzufuhren ist. 
Leistungen der erweiterten Heilbehandlung (§ 24 Ab!;. 2) sind aus den 
Mitteln der Sozialversicherung fur Erkrankungen, die in einer Dienst­
beschädigung ihre Ursache haben, nicht zu gewähren. Solange dem 
Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen Krankenversiche­
rung ein Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung zusteht, hat 
der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung das Kranken~eld und 
die Anstaltspflege auch nach Ablauf der oben bezeichneten Dauer der 
Leistungspflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 30) auf die sat­
zungsmäßige Dauer weiter zu gewähren. Der Anspruch auf Heilfursorge 
nach diesem Bundesgesetz ruht, solange und in!;OWCit der Beschädigte 
Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Krankenvenffherun~ hat. 

(2) Hat der Beschädigte als Pflichtversicherter keim,,, Anspruch aus 
der gescl1.lichen Krankenversicherung, so wird er 1.Ur Durchfiihrung der 
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Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht. 

Heilfursurge der Gebietskrankenkas. .. e seines Wohnsitzes zugeteilt. Zuge­
teilte erhalten die Heilfursorge nach Art, Umfang und Dauer. wie sie die 
(iebietskrankenkas. .. e den bei ihr Pflichtversicherten auf Grund gesetzli­
cher oder satzungsmäßiger Vorschriften zu gewähren hat. Krankengeld 
und Familien(Tag)geld wird jedoch nur nach Maßgabe der Vorschriften 
der §§ 28 und 29 gewährt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld und Familien(Tag)geld ist von 
Beschädigten, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversi­
chert oder freiwillig versichert sind, nach Ablauf der Lcistungspflicht des 
Trägers der Krankenversicherung bei sonstigem Aus.o;chluß fur die rück­
liegende Zeit binnen sechs Wochen geltend zu machen. 

§ 28 Abs. I erster Satz: 

Für die Dauer einer nicht mit voller Verpflegung verbundenen Heilbe­
handlung erhält der Beschädigte Krankengeld, wenn er infolge der Er­
krankung in seinem vor dem einzelnen Krankheitsfalle zuletzt ausgeüb­
tcn Beruf arbeitsunfähig ist. 

§ 29: 

SI Abt_5/Pinggera/GcsNnvellGegKOV II.dnc 

Entwurf 

Heilfursorge der Gebietskrankenkasse seines Wohnsitzes zugeteilt. Zu­
geteilte erhalten die Heilfursorge nach Art. Umfang und Dauer. wie sie 
die Gebietskrankenkasse den bei ihr Pflichtversicherten auf Grund ge­
setzlicher oder satzungsmäßiger Vorschriften zu gewähren hat. Kran­
kengeld wird jedoch nur nach Maßgabe der Vorschrift des § 28 ge­
währt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld ist von Beschädigten. die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert oder freiwillig versi­
chert sind, nach Ablauf der Lcistungspflicht des Trägers der Kran­
kenversicherung bei sonstigem Ausschluß fur die rückliegcnde Zeit bin­
nen sechs Wochen geltend zu machen. 

§ 28 Abs. I crster Satz: 

Wenn der Besthädigte Infolge einer Erkrankung in dem vor dem 
einzelnen Krankheitsfall zuletzt ausgeübten Beruf arbeitsIInfähig ist. 
gebührt ihm Krankengeld. 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1951 

Geltendes Recht 

(I) Für die Dauer einer mit voller Verpflegung verbundenen Heil­
behandlung gebOhrt dem Be.c;chädigten rur die Angehtlr i gen , deren Un­
terhalt er bisher ganz oder überwiegend bestritten hat, ein Familiengeld, 
wenn er, abgesehen von der Be.c;chädigtenrente nach diesem ßundesge­
setze, während dieser Heilbehandlung kein monatliches Einkommen hat, 
das die Höbe der Grundrente und Zusatzrente eines Erwer~unfähigen 
übersteigt. 

(2) Das tägliche Familiengeld beträgt die Hälfte des nach § 2ft A~. 
I und 2 zu errechnenden Krankengeldes. Den im § 26 A~. I bezeichne­
ten ße.c;chädigten hat jedoch das Bundesamt rur Soziales und Behin­
dertenwesen während einer gemäß § 24 A~. 2 bewilligten erweiterten 
Heilbehandlung das Familiengeld in dem Ausmaß und rur die Dauer zu 
gewähren, wie es die Gebietskrankenkasse den bei ihr Pflichtversicherten 
auf Grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vorschriften zu gewähren 
hat, !;Ofern dies filr den Beschädigten gOnstiger ist. 

(3) Oie ßeschädigtenrente wird während einer mit voller Verpfle­
gung verbundenen Heilbehandlung weiter geleistet, doch ist eine bereits 
zuerkannte Pflegezulage (§ J 8), ein bereits zuerkannter Zuschuß zu den 
Kosten rur Diätverpflegung (§ 14) oder ein K1eider- und Wäschcpau­
schale (§ 208) mit dem ersten Tage des auf den ßcginn der Heilbehand­
lung folgenden vierten Monates einzustellen und erst rur den Monat 
wieder zu leimen. in dem die Heilbehandlung bcendct wurde. Hat cin 

SI Ab'-~lPlnggerR/üeIlNovcI/OeRKOV I , .duc 

Entwurf 

§ 29: 

(1) Der Anspruch luf rne~e1.ull~e (§ 18) oder ßlinden1.lIlaa:e 
(§ 19) oder Inf einen Znsc:huß 1.8 den Kosten fflr Diät\'l'rpne~ .. n~ (§ 
14) ruh' während einer mit voller Verpne~un~ vubundenen Heilbe-

Stand: IU.9.199? 
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Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

Beschädigter rur unterhaltsberechtigte Angehörige nicht zu sorgen, ist 
eine bereits zuerkannte Zusat7.rente auf die gleiche Dauer einzustellen. 
Eine während einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbchandlung 
beantragte Pflegczulage, ein beantragter Zuschuß 7.U den Kosten rur 
Diätverpflegung oder ein beantragtes K1eider- und Wäschcpauschale ist 
beim Zutreffen der sonstigen 'Voraussetzungen frühestens vom Ersten 
des Monates an zu leisten, in dem die Hcilbehandlung beendet wurde. 
Das gleiche gilt rur den Anspruch auf Zusat7.rente rur Beschädigte, die 
für keine unterhaltsberechtigten Angehörigen zu sorgen haben. 

(4) Für die im Abs. I bezeichnete Dauer gebührt dem Beschädigten, 
dem ein Familiengeld lediglich aus dem Grunde nicht 7.U leisten ist, weil 
er den Unterhalt von Angehörigen nicht bestritten hat, an Stelle des 
Familiengcldes ein Taggeld in Höhe eines Viertels des nach § 28 Abs. I 
und 2 zu errechnenden Krankengeldes. Die Bestimmungen des Abs. 2 
zweiter Satz sind entsprechend anzuwenden. (nsolange eine Zusatzrente 
gebührt, ist kein Taggeld 7.U leisten. 

SI Abt_5/Pinggera/GesNoveI/GegKOV II.duc 

Entwurf 

handlung ab dem Ta~, der auf den Be~inn der Heilbehandlung folgt, 
bis zum letzten Tag vor der Beendigung der Heilhehandlun~. Eine 
Pßegezulage (§ 18) oder Blindenzulage (§ 19) ist auf Antrag his zum 
Beginn der fünften Woche einer mit voller Verpnegung verhundenen 
Heilbehandlung in dem Umfan~ weiter zu leisten, in dem pne­
~ebedingte Aufwendungen nachgewiesen werden, die sich aus einem 
der Pßichtversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz unterliegenden Dienstverhältnis (VolIversicherung oder 
Teilversicherung In der Unfallversicherung) eines Pßege- oder Blin­
denzulagenempfängers mit einer Pßegeperson er~eben. 

(2) Ein Kleider- und Wäschepauschale (§ 20a) und, sofern der 
Beschädigte für unterhaltsberechtigte Angehörige nicht zu sorgen 
hat, eine Zusatzrente ist mit dem ersten Tag des auf den Beginn 
einer mit voller Verpnegung verhundenen Heilhehandlung folgenden 
vierten Monates einzustellen und erst für den Monat wieder zu lei­
sten, in dem die Heilhehandlung beendet wurde. Wird ein Kleider­
und Wäschepauschale oder eine Zusatzrente für Beschädigte, die für 
keine unterhaltsberechtigten Angehörigen zu sorgen hahen, während 
einer mit voller Verpnegung verbundenen Heilhehandlung hean­
tragt, hesteht der Anspruch frühestens vom Ersten des Monates an, 
in dem die Heilhehandlung beendet wurde. 

(3) Für den Kalendermonat, in dem der Grund des Ruhens ein­
getreten ist, gehtihrt nur der verhältnismäßige Teil der in Abs. 1 
angeführten Leistungen, wohei der Kalendermonat einheitlich mit 30 
Tagen anzunehmen ist und der verhältnismäßige Teil sich nach der 
Anzahl der Tage im betreffenden Kalendermonat his zllm Eintritt 
des Ruhensgrundes hestimmt. 
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Teltgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§41Abs.tZI: 

I. wegen wissenschaftlicher oder sonmiger regelmäßiger Schul­
oder ßeruf.c;ausbildung sich noch nicht selbst erhalten kann, bis zur ord­
nungsmäßigen Beendigung der Ausbildung, längstens jedoch bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres. Waisen, die eine im § 3 des Studien­
filrderungsgesetzes 1992, BGB\. Nr. 305, genannte Einrichtung besu­
chen, gebührt die Rente nur dann, wenn sie ein ordentliches Studium 
ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit.b des Familien­
lastenausglcichsgesctzes 1967, BGB\. Nr. 376, betreiben; 
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Entwurf 

(4) Besrheide iber das Ruhen der an~efihrten Leistun~en sind 
nur dann zu erlassen, wenn dies der Bfsrhiidi~te Innerhalb einer 
Frist von einem Monat narh We~fall des Ruhens~nndes beantra~t. 

(5) Die Tri~er der Krankenvenirherunlt, der Unfallversirhe­
run~ und die Krankenfirsorlteanstalten sind verpßlrhtet, dem zu­
stäncli~en Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eine mit 
voller Verpße~unlt verbundene Heilbehandlnnlt eines Beziehers du 
anltefihrten Lelstunlten umltehend zu melden. 

(6) Hat das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen Lei­
stun~en anltewlesen, die ltemäß Am. I und 1 nirht mehr ausZIIzahlen 
waren, so sind diese Lelstunlten auf kinftilt auszuzahlende Ver­
sor~un~sleistllnlten anzurerhnen. 

§41Abs.IZI: 

I. wegen wis.c;enschaftticher oder sonstiger regelmäßiger Schul­
oder ßeruf.c;ausbildung sich noch nicht selbst erhalten kann, bis zur ord­
nungsmäl\igen Beendigung der Ausbildung, längstens jedoch bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres. Waisen, die eine im § 3 des Studien­
filrderung.c;gesct7.es 1992, ßGB\. Nr. 305, genannte Einrichtung besu­
chen, gebührt die Rente nur dann, wenn sie ein ordentliches Studium 
ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. , lil.b des Familien­
lastenausgleichsgesctzes 1967, ßGB\. Nr. 376, In der Fassllßlt des Blln­
desltesef7.es BGBI. Nr. 311/1991, betreiben: 

Stand: 10.9. I 9Q7 

189/M
E

 X
X

. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
26 von 58

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 10-

Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 46b Abs. 2 letzter Satz: 

§ 29 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 48 Abs. 2 erster Satz: 

Bemgsberechtigt sind nacheinander der Ehegatte. die leiblichen Kinder. 
die Wahlkinder. die Stiefkinder. der Vater. die Mutter und die Geschwi­
ster sowie Pflegepersonen. alle diese Personen jedoch nur. Wl'fln sie mit 
dem Beschädigten zum Zeitpunkt des Todes in häuslicher Gemeinschaft 
gelebt haben. . 

§ 51: 

(I) nie ßeschädigtenrenten sowie die Zuschüsse gemäß § t 4 wer­
den mit dem Monat fällig. in dem die Voraussetzungen für die Zuerken­
nung erfullt sind. frühestens jedoch mit dem Monat. in dem der An-

S/AbcS/Pinggera/GesNovel/GegKOV t I.doc 

Entwurf 

§ 46b Abs. 2 letzter Satz: 

§ 29 gilt sinngemäß. 

§ 48 Abs. 2 erster Satz: 

ßezugsberechtigt sind nacheinander der wit­
wen(witwer)rentenbererhtigte Ehegatte und die waisenrentenbc­
rcrhtigten Kinder, wenn diese Personen mit dem Verstorbenen zur Zeit 
seines Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. 

§ 51: 

(I) nie Beschädigtenrenten. die Zusrhiisse ~emäß § 14. die Znla­
~en ~emäß §§ 16 bis 20 sowie das Kleider- lind Wäschepanschale 
(§ 20a) werden mit dem Monat fällig. der auf die Geltendmach'ln~ des 

Stand: 10.9.1997 

189/M
E

 X
X

. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
27 von 58

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 11 -

Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

!lpruch geltend gemacht wurde. Oie Schwerstbcschädigtenzulage (§ lla) 
wird mit dem Monat fällig. in dem die Voraussetzungen fiir die Zuer­
kennung errullt sind. Zusatzrenten (§ t 2). die Zulagen gemäß §§ t 6 bis 
20 !roWie das Kleider- und Wäschcpauschale (§ 20a) werden mit dem 
Munat fällig, in dem die Voraussetzungen rur die Zuerkennung erfiillt 
sind, frOhestens jedoch mit dem dritten Monat vor der Geltendmachung 
des Anspruches. 

(2) Oie Hinterbliebenenrenten, die Zulage gemäß § 35a, die Zu­
schüsse gemäß § 46b und die Beihilfen gemäß §§ 36 Abs. 2 sowie 43 
Abs. 2 und 3 werden mit dem Monat fällig, in dem die Voraussetzungen 
rur die Zuerkennung erfiillt sind, frühestens mit dem Monat, der auf den 
Sterbelag der Person folgt, nach der der Anspruch geltend gemacht wur­
de. Wenn der Anspruch erst nach Ablauf eines Jahres nach diesem Ster- . 
belag geltend gemacht wird, tritt die Fälligkeit frühestens mit dem An­
tragsmonat ein. Die Zusatzrente (§ 35 Abs. 3) sowie die Zulage gemäß 
§ 35a zu einer bereits zuerkannten Grundrente sind frühestens vorn drit­
ten Monat vor der Geltendmachung des Anspruches an zu leisten. 

(3) Krankengeld, Familiengeld, Taggeld, Gcbührnisse rur das Ster­
bevierteljahr und Sterbegeld werden mit der Erfiillung der gesetzlichen 
Vnraussctrungcn fällig. 

§ 51 Abs. 3 zweiter Satz: 

, 
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Entwurf 

Anspruches folgt. Die Schwerstbeschädigtenzulage (§ Ila) wird mit 
dem Monat fällig, in dem die Voraussetzungen rur die Zuerkennung 
erfüllt sind. 

(2) Die Hinterbliebenenrenten, die Zulage gemäß § 35a. die Zu­
schüsse gemäß § 46b und die ßeihilfen gemäß §§ 36 Abs.2 sowie 43 
Abs. 2 und 3 werden mit dem Monat fällig, der auf den Sterhetag der 
Person folgt. nach der der Anspruch geltend gemacht wurde. Wenn der 
Anspruch erst nach Ablauf eiDes Jahres nach diesem Sterbelag geltend 
gemacht wird. tritt die Fälligkeit frühestens mit dem auf die AntragsteI­
lung folgenden Monat ein. 

(3) Krankengeld. GehOhrnisse rur das Sterbevierteljahr und Ster­
begeld werden mit der ErruUung der gesetzlichen Voraussetzungen f,H­
lig. 

§ 51 Abs. 3 zweiter Satz: 

Stand: 1n.1).1 ')1)7 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

Von diesem Grundsatze gelten, abgesehen von den Bestimmungen des 
§ Ra Abs. 2 und des § 29 Abs. 3, folgende Ausnahmen: 

§ SI Abs. 3 Z 2: 

2. die Erhöhung einer 8eschädigtenrente wegen Verminderung 
des Grades der Erwerbsfahigkeit wird mit dem Beginn des Mooates 
wirksam, in dem die maßgebende Veränderung geltend gemacht oder 
von Amts wegen ärztlich festgestellt worden ist; 

§ 51 Abs. 5: 

(5) Anträge auf Neubemcssung einer bereits rechtskräftig zuerkann­
ten Beschädigtengrundrente wegen einer Verminderung des Grades der 
Erwerbsfahigkeit sind ohne Ourchfilhrung einc. .. Ermittlungsverfahrens 
zurückzuweisen, wenn seit Rechtskraft der letzten Entscheidung über die 
Hühe der Grundrente noch nicht ein Jahr verstrichen ist. 
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Entwurf 

Voo diesem Grundsatz gelten, abgesehen voo den Bestimmungen des 
§ 8a Abs. 2 und des § 29, folgende Ausnahmen: 

§ 52 Abs. 3 Z 2: 

2. die Erhöhung einer Beschädigtenrente wegen Verminderung des 
Grades der Erwerbsfahigkeit wird mit dem Reginn des Monates wirk­
sam, der auf die Geltendmachun~ oder die amtswe~i~e ärltliche 
Feststellun~ der maß~ebenden Veränderun~ fol~t; 

§ 51 Abs. 5: 

(5) Anträge auf Neubemesssung einer bereits rechtskräftig zuer­
kannten Bc. .. chädigtengrundrente wegen einer Verminderung des <irades 
der Erwerbsfahigkeit sind ohne Durchfilhrung eines Ermittlungsver­
fahrens zurückzuweisen, wenn seit Rechtskraft der leti'.tL'Tl Entscheidung 
über die Hühe der Grundrente noch nicht zwei Jahre verstrichen sind. 
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Textgegeniiberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

~ 53: 

Oie VerlOgungsbcrechtigten ~ind verpflichtet. jede ihnen bekannte 
Veränderung in den rechtlichen Vorau~~et7.Ungen rnr den Rentenbe7.ug, 
die den Verlust oder eine Minderung ihrc.c; An~ruchc.c; begründet. bin­
nen zwei Wochen dem zUl;tändigen Bundc.c;amt rnr SmialC!; und I\e­
hindertenwesen (§ 79) an7.u7.eigen. Für den au~ der Unterla~l;ung der 
Anzeige erwachsenden Schaden ist der Verl;orgung."bcrechtigte oder l;ein 
gc.c;et7licher Vertreter erAAtzpflichtig. Einkornmen!\änderungen. die zu 
einer Neubemc.c;sung von VerlOgungsleimungen gemäß § 52 Ab!;. 3 Z 4 
führen. unterliegen nicht der Anzeigeverpflichtung. 

~ 54 Abs. I erl;ter Satz: 

Zu Unrecht empfangene Rentenbczüge und !IOtlstige Gcldleimungen 
einschlieUlich einc.c; von einern Träger der Krankenversicherung fUr 
Rechnung dc.c; ßundc.c; ge7.ahlten Kranken-, Familien- und Taggeldc.c; 
sind dem Bund 7.U erl;etzcn. 

SI Abt_S/Pinggera/GcsNoveI/GegKOV II.duc 

Entwurf 

~ 53: 

Oie Versorgungsberechtigten l;ind verpflichtet. jede ihnen bekannte 
Veränderung in den rechtlichen Vorausset:r.ungen rur den Rentenbezug. 
die den Verlust, eine Mlnderun2 oder ein Ruhen des An~uchc.c; be­
gründet. binnen zwei Wochen dem zumändigen ßundCAAmt rnr So:r.iales 
und Behindertenwc.c;cn (§ 79) anzuzeigen. Für den aus der Unterlassung 
der Anzeige erwachl;enden Schaden ist der Versorgungsberechtigte oder 
sein gc.c;etzlicher Vertreter erAAtzpflichtig. Einkornmen!\änderungen, die 
7.U einer Neubemc.c;sung von VerlOgungsleistungcn gemäß § 52 Ab!;. 3 
Z 4 führen. unterliegen nicht der An7.cigevcrpflichtung. 

~ 54 Abs. I erster Satz: 

Zu Unrecht empfangene Rentenbczüge und Slmstigc (icldlcistungen 
einschließlich einc.c; von einem Träger der KrankL'Ilversichcrung rnr 
Rechnung dC!; ßundc.c; gC7.ahlten Kr.nken~eldes ~ind dL'tn Hund zu 
ersetzen. 

Stand: 1n.9.1991 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 63 Abs. 2 Z I: 

I. die in den §§ 11, 12 Abs. 2, 14, 16, 18,20. 20a, 42 Abs. 1,46 
Abs. 1 bis 3, 46b, 47,56 und 74 angefilhrten Beträge, und zwar erstmals 
mit Wirkung vom I. Jänner 1992; 

§ 66 Abs. 2 letzter Satz: 

Krankengeld und Familien(Tag)geld sind wöchentlich im nachhinein 
auszu7.ahlen. 

§ 72: 

Oic Versicherten erhalten alle rur Ptlichtversicherte nach dem All­
gemeinen Sozialversichcrungsgcsctz 1955 vorgesehenen gesetzlichen 
und salzungsmäßigen Leistungen mit Ausnahme des Kranken-. Fami­
lien-. Tag- und Wochengcldes. 

§ 73 Abs. I: 

SI Ab,-5/Pinggera/GcsNovellGegKOV t I.duc 

Entwurf 

§ 63 Abs. 2 Z I: 

1. die in den §§ 11, 12 Abs. 2, 14, 16,20, 20a, 42 Abs. 1,46 Abs. I 
bis 3, 46b, 47, 56 und 74 angefilhrten Beträge, und zwar erstmals mit 
Wirkung vom I. Jänner 1992; 

§ 66 Abs. 2 letzter Satz: 

KrankenReld Ist wöchentlich im nachhinein auszuzahlen. 

§ 72: 

Oie Versicherten erhalten alle rur Ptlichtversicherte nach dem 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesctz vorgesehenen gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Leistungen mit Ausnahme des Kranken- und Wu­
chengcJdes. 

§ 73 Abs. I: 

Stand: 10.9.1997 
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Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

(I) Der Bund hat den Gebietskrankenkassen die entstandenen Ko­
sten und den entsprechenden Anteil an den Verwaltungskosten ru erset-
7.en. Die Erllat7.beträge sind vorschußweise innerhalb der ersten drei 
Monate eines jeden Kalenderjahres in Höhe von 90 vH des im zweitvor­
angegangenen Kalenderjahr erwachsenen Aufwandes dem Hauptverband 
der llsterreichischen Sozialversicherungsträger zu überweisen. Der Aus­
gleich ist innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des tatsächli­
chen Aufwandes durch den Hauptverband vorzunehmen. Der Hauptver­
band hat die Erllat7.beträge auf die einzelnen Gebietskrankenkassen unter 
Berücksichtigung des nachgewiesenen Aufwandes aufruteilen. 

§ 73 Abs. 3 letner Satz: 

Er setzt die Pauschbeträge nach Anhörung des Hauptverbandes im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister tUr Finanzen durch Verordnung 
fest. 

§ 78: 

Über die Anerkennung einer Gesundheitsschädigung als Oienstbc­
schädigung (§ 4) sowie über die nach diesem ßundesgeset7.e gebühren­
den Versorgung.'1leistungen (§ 6) entscheiden in erster Instan7. die Bun­
desämter tUr Sc.l7.iales und IJehindertenwesen. in :r.weiter und Icl7.ter In-

SI Ab'-S/Pinggera/GcsNovellGcgKOV t I.doc 

Entwurf 

(1) Oer Rund hat den Gebietskrankenkassen die entstandenen Ko­
sten und den entsprechenden Anteil an den Verwaltungskosten zu erscl-
7.en. Die Ersat7.beträge sind vorschußweise in zwei Teilhetri~en. der 
erste Teilhetra~ bis l. April .nd der zweite Teilhetra~ bis 1. Oktober 
eines Jeden Jahres, In Höhe von jeweils 40 vH des im 7.WCitvorange­
gangenen Kalenderjahr erwachsenen Aufwandes dem Hauptverband der 
tlsterreichischen Sozialversicherungsträger zu überweisen. Der Aus­
gleich ist innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des tatsächli­
chen Aufwandes durch den Hauptverband VOI"runehmen. Der Hauptver­
band hat die Ersat7.beträge auf die einzelnen Gcbietskrankenkassen unter 
ßerücksichtigung des nachgewiesenen Aufwandes aufzuteilen. 

§ 73 Abs. 3 letner Satz: 

Er set7.t die Pauschbeträge nach Anhörung des Hauptverbandes der 
österrelrhisrhen Smlalverslrher.ngstriger im Einvernehmen mit dem 
ßundesminister tUr Finanzen rest. 

§ 78: 

Über die Anerkennung einer Gesundheitsschädigung als Oienstbc­
schädigung (§ 4) sowie über die nach diesem ßundesgcsel7. gebührenden 
Versorgungsleistungen (§ 6) entscheiden in erster Instan7. die Bundesäm­
ter fiir Sc.l:r.iales und Rchindertenwesen. in zweiter und letzter Instan:r. die 

Stand: 10.9.1997 
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Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

stanz die bei den Bundesämtern fllr Soziales und Bchindertenwesen 
errichteten Schicdskommissionen. 

§ 78a: 

(I) Der Bundesminister fllr Arbeit und Soziales ist ermächtigt, nach 
Anhürung des Kriegsopferfllrsorgebeirates (§§ 101 bis \07) durch Ver­
ordnung rur die Sprengel mehrerer oder aller Bundesämter rur Soziales 
und Bchindertenwesen am' Sitz eines Bundesamtes rur Soziales und 
Ikhindertenwesen eine gemeinsame Schicdskommis.c;ion 7.U errichten, 
wenn dies im loterc.c;se der Zw(X;kmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis gelegen ist. In der Verordnung ist ferner die BC7.eich­
nung der gemeinsamen Schicdskommission und die An7.ahl der Senate 
fest7.ulegen. 

(2) Mit der Errichtung der gemeinsamen Schicdskornmissi(m geht 
die Zuständigkeit der bisherigen Schicdskornmissi(men auf die neue 
Behürde über. Im Zeitpunkt der Zusammenlegung noch nicht rechts­
kräftig abgeschlossene Verfahren sind von der neu errichteten gemein­
samen Schicdskornmission fortzufllhren. Die Bestellung der Mitglicdt.'f 
rur die gemeinsame Schicdskommissioo kann bereits vor dem Inkraft­
treten der Verordnung nach Abs. I vorgenommen werden. 

SI Abt_5/Pinggera/GesNovel/GegKOV I I.duc 

Entwurf 

beim Bundesamt rür ScJzlales und Behindertenwesen in Wien errich­
tete Schiedskommission. 

§ 78a entfällt. 

Stanll: 10.9.1997 

189/M
E

 X
X

. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
33 von 58

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- 17 -

Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

§ 80 Ab~. 2 dritter Sat7.: 

Ein Bcdienmcter des Bunde~amte~ rur So7.ialc~ und Behindertenwe­
sen, bei welchem die Schicd~kommis~ion errichtet ist, hat als Schriftfüh­
rer mit7.uwirken. 

§ 80 Ab~. 3: 

(3) Die An7..ahl der Senate der Schicdskommissim ist vom Bun­
desminimer rur Arbeit und Soziales zu bestimmen und in den Amtlichen 
Nachrichten des Bundesminimeriums für Arbeit und S07.iales kund7.u­
machen. 

§ 81 Abs. I: 

(I) Der Vorsit7.ende der Schicdskommission, sein Stellvertreter und 
die erforderlichen Senatsvorsit7.mden sowie die Ersatzmitglieder werden 
v(m Bundesminister rur Arbeit und Soziales unter Bcd<1chtnahme auf die 
Vorschläge der nach dem Sprengel der Schicdsk(mmission in Betracht 
kommenden Landeshauptmänner rur drei Jahre berufen. 

SI AbLSIPinggcra/GcRNovcllOcgKOV II.duc 

Entwurf 

§ 80 Abs. 2 dritter Salz: 

Ein Bediensteter des Bundesamte.c; rur So7.iale~ und Behindertenwe­
sen in Wien hai als Schriftführer mil7.Uwirken. 

§ 80 Abs. 3: 

(3) Die An7..ahl der Senate der Schicdskornmissi(m ist vom Bun­
desminister rur Arbeit, Gesundheit und So7.ialcs 7.U bestimmen. 

§ 81 Ahs. I: 

(I) Der Vorsit7.ende der Schicdskommis~ion. die erforderlichen 
Stellvertreter und Senat~or5itzenden sowie die ErsatzmitJ.!lieder 5ind 
v(m Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und Soziales aar die Dauet 
von rünf Jahren zu bestellen. 

Stand: 10.9. I 997 
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KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 81 Abs. 2 erster Satz: 

Die ersten Beisit7.er' und die erforderlichen Ersatzmitglieder werden vom 
Bundesminister rur Arbeit und Soziales unter Bcdachtnahme auf die 
Vorschläge der Intercs.c;envertretung der nach diesem Bundesgcset7. Ver­
sorgungsberechtigten für drei Jahre bestellt. 

§ 81 Abs. 3: 

(3) Die zweiten Beisit7.er und die erforderlichen Ersat7.mitglieder 
wl.'rdcn vorn Bundesminister rur Arbeit und So7.iales unter ßcdacht­
nahme auf die Vorschläge der nach dem Sprengel der Schicdskommis­
sioo in Betracht kommenden Leiter der Bundesämter rur So7.iales und 
Behindertenwesen für drei Jahre bestellt. 

§ 81 Abs.6: 

(6) Nach Ablauf der dreijährigen Funktionsperiode hat die alte 
Schit..'lIskommission die Geschäfte so lange weiterzufiihrcn, bis die neue 

SI Abt_5/Pinggera/GesNovellGegKOV Il.dnc 

Entwurf 

§ 81 Abs. 2 erster Satz: 

Die ersten Beisit7.er und die erforderlichen Ersatzmitglieder sind vom 
Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und Sozialc.c; unter Bedacht­
nahme auf die Vorschläge der Interessenvertretung der nach diesem 
Bundesgesetz Versorgungsberechtigten auf die Dauer von fünf Jahren 
zu bestellen. 

§ 81 Abs. 3: 

(3) Die zweiten Beisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglicder 
sind vom Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und So7.iales unter 
Bcdachtnahme auf die Vorschläge der Leiter der Bundesämter fiir 
S07.iales und Behindertenwesen auf die Dauer von fiinf Jahren 7.U 
bestellen. 

§ 81 Abs.6: 

(6) Nach Ablauf der fünfjährigen Funktionsperinde hat die alte 
Schicdsknl11missilm die Geschäfte so lange weiterzuruhrcn, bis die neue 

Stand: W. 9 .1997 
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Textgegenüberstellung 

KOVG 1957 

Geltendes Recht 

Schiedskommission 7.u~mmentrilt. Die Zeit der Weiterfilhrung der Ge­
schäfte durch die alte Schiedskommission 71ihlt auf die Funktionsperiode 
der neuen Schiedskommission. 

§ 85 Abs. 2 letzter Satl: 

Für die sachlichen und personellen Erfordernisse der Schicdskommission 
hat das 8undesamt filr Soziales und ßchindertenwesen auf7.ukommen, 
bei dem die Schiedskommisllion errichtet ist. 

§ R~ Abs. 4: 

(4) Oie Gcschäftseinteilung der Senate der Schicdsklmmis.'1ion ist 
Vlm Leiter des 8undesamtes filr Soziales und Hehindertenwesen unter 
Anfilhrung der Namen der Senatsmitgliedcr auf einer Amtstafcl des 
Bundesamtes rur Soliales und Behindertenwesen ersichtlich 7.U machen. 
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Entwurf 

Schicdskommission zusammentritt. Die Zeit der Weiterfilhrung der Ge­
schäfte durch die alte Schiedskornmission zählt auf die Funktionsperiode 
der neuen Schiedskommis.'1ioo. 

§ RS Abs. 2 letzter Satz: 

Für die sachlichen und personellen Erfordernisse der Schicdskornmission 
hat das Bundesamt filr Soziales und 8chindertenwesen in Wien auf7.ukom­
mcn. 

§ RS Abs. 4: 

(4) Dic Gcschäftseinteilung der Senate der Schicdskommis. .. ion ist 
von dl'n Ll'itl'rn der Bundl'sämter für Smiales und Behindnfl'nwl'­
Sl'n unter Anfilhrung der Namen der Senatsmitgliedcr und ihrl'r Sfl'lI- . 
Vl'rtrl'ter auf ciner Amt!ltafcl des Bundesamtes filr So7.ialcs und Bchin­
dcrtcnwesen ersichtlich zu machen. 

Stand: 10.9.1997 
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KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 85 Abs. 5: 

(5) Das Nähere über die Führung der Geschäfte der Schiedskom­
mission ist vom Bundesminister rur Arbeit und Soziales in einer Ge­
schäftsordnung zu regeln. Die Geschäftsordnung ist in den Amtlichen 
Nachrichten des Bundesministeriums rur Arbeit und Soziales kundzuma-
chen. 

§ 86 Abs. 4: 

(4) Bescheide der Bundesämter rur Soziales und Behindertenwesen 
und der Schicdskommissionen, die den materiellrechtlichen Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes widersprechen, leiden an einern mit 
Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

§ 90 Abs. 3 zweiter Satz: 

Im Verfahren vor der Schicdskommission hat der Vorsitzende die Sach­
verständigen nach Anhürung des leitenden Arztes auszuwählen. 

SI Abt_5/Pinggera/GesNovellGegKOV ll.doc 

Entwurf 

§ 85 Abs. 5 zweiter Satz entrillt. 

§ 86 Abs. 4: 

(4) Bescheide der Bundesämter rur Soziales und Behindertenwesen 
und der Schiedskommission, die den materiellrechtlichen Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes widersprechen, leiden an einem mit 
Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

§ 90 Abs. 3 zweiter Satz: 

Im Verf.1hren vor der Schicdskornmission hat der Vorsitzende die Sach­
verständigen nach Anhürung des leitenden Arztes jfnfs Bllndfsamtfs 
fiir Sozialfs .nd Bfhlndertenwfsen. das dfn anRdochtenen Bfschfid 

Stand: 10.9.1997 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 92 Z 3: 

3. Mitglieder oder Arbeitnehmer der zur Intere.c;senvertretung der 
Versorgungsberechtigten gebildeten Organisationen (§ 81 Abs. 2), wenn 
sie von die.c;en zur Übernahme von Vertretungen vor den Bundesämtern 
rur Soziales und Bchindertenwesen und Schiedskornmissionen allgemein 
beauftragt sind. 

§ 93 Abs. 3 zweiter und dritter Satz: 

Oie Berufung kann anstelle beim Bundesamt fiir S07.iales und ßchin­
dl:rtenwesen auch bei der zuständigen Schioosknmmission eingebracht 
werden. Der Schriftsatz kann auch durch eine beim ßundcsamt fiir S0-
ziales und Bchindertenwe.c;en oder bei der Schiooskommission abzu­
gebende Erklärung zu Protokoll ersetzt werden. 

SI AbC5/PinggerB/Gc!lNovclIGcgKOV II.duc 

Entwurf 

erlassen hat, auszuwählen. 

§ 92 Z 3: 

3. Mitglieder oder Arbeitnehmer der zur Intere.c;scnvertretung der 
Versorgungsberechtigten gebildeten Organisationen (§ 81 Abs. 2), wenn 
sie voo diesen zur Übernahme von Vertretungen vor den Bundesämtern 
fiir Soziales und ßehindertenwesen und der Sc:hledskommlssion allge­
mein beauftragt sind. 

§ 93 Abs. 3 zweiter und dritter Satz: 

Wird eine Berufun~ Innerhalb dieser Frist bei der Srhiedskommb­
si on ein~ehrarht. so ~ilt dies als rerhtzeitif!e Einhrin~IIßf!: die 
Srhiedskommission hat die hei ihr einf!ehrarhte Berufnnf! IInver­
ziif!lirh an das zuständi~e Bundesamt für Soziales und Behinderten­
wesen weiterzuleiten. Der Schriftsatz kann auch durch eine beim Run­
desamt fiir So7.iales und Behindertenwesen ahzuf!ebende Erklärung zu 
Protokull ersetzt werden. 

Stand: 10.9.1997 
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KOV G 1957 

Geltendes Recht 

§ 104 Abs. 1 zweiter Satz: 

Die Vorschläge hinsichtlich je eines Vertreters der Dienstgebcrorgani­
Sc1tionen sind von der Bundcskammer der gewerblichen Wirtschaft, der 
Präsidenten konferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs und 
der Vereinigung ÖSterreichischer Industrieller, die Vorschläge hin­
sichtlich je eines Vertreters der Dienstnehmerorganisationcn vom 
Österreich ischen Arbciterkammertag, dem Österreichischen Landar­
bciterkammertag und dem ÖSterreichischcn Gewerkschaftsbund zu er­
staUcn. 

SI Abt_5/Pinggera/<iesNoveIlGegKOV II.dnc 

Entwurf 

§ 104 Abs. I zweiter Satz: 

Die Vorschläge hinsichtlich je eines Vertreters der Dicnstgcbcrorgani­
sationen sind von der Wirtschaftskammer Österreich, der Präsidcntcn­
konferenz der Landwirtschaftskammern ÖSterreichs und der Verei-. 
nigung ÖSterreichischer Industrieller, die Vorschläge hinsichtlich je 
cines Vertreters der Dienstnehmerorganisationen von der Bundeskam­
mer für Arbeiter und An~estellte, dem Österreichischcn Landarbciter­
kammertag und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund zu erstatten. 

§ 113a: 

(1) § 8 des Krlegsopferversor~un~sgesetzes 1957 in der bis zum 
31. Dezember 1997 ~eltenden Fassung ist auf jene Verfahren weiter 
anzuwenden, in denen der Antra~ auf Gewährung oder Neubemes­
sung der Beschädigtenrente vor dem I. Jänner 1998 einJ!ebracht 
wurde und das Verfahren noch nicht rechtskräfti~ abgeschlossen ist. 

(2) § 12 Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fas­
sung ist auf jene Schwerbeschädi~ten weiter anzuwenden, denen 
entweder vor dem I. Jänner 1998 eine rne~e- oder Blindenzulage 
rechtskräftig zuerkannt wurde oder die einen Antrag auf eine derar­
tige Leishmg vor diesem Zeitpunkt ein~ebracht haben. Die Höhe der 
monatlichen ZIlsafzrente beträgt in diesen Fällen 2 846 S. 

Stand: 10.9.1997 
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Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

Entwurf 

(3) § 51 Abs. 1 und 1 sowie § 51 Abs. 3 Z 1 sind In der bis zum 
31. Dezember 1997 ~eltenden Fassun~ auf Verfahren weiter anzu­
wenden, In denen die AntragsteIlung oder die Einlelt.n~ des amts­
wegi~en Verfahrens vor dem I. Jänner 1998 erfolgt Ist und das Ver­
fahren noth nitht rethtskriftig a~esthlossen Ist. 

(4) § 51 Abs. 5 In der bis zum 31. Dezember 1997 ~eltenden Fas­
sung Ist auf jene Verfahren weiter anzuwenden, In denen die Antra~­
stellun~ auf Neubemessung der Besthidi~ten~rundrente vor dem 
1. Jänner 1998 erfol~t Ist und das Verfahren nMh nltht ffthtskräftl~ 
ahgesthlossen Ist. 

(5) Die vor dem 30. Juni 1998 bestehenden Sthledskommissionen 
haben die Geschäfte nuh der vor Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes geltenden Refhtslage so lange weiterzuführen, bis die neue ~e­
meinsame Sthiedskommission zusammentritt. Die Zeit der Wei­
terfiihnlng der Geschäfte durch die alten Schiedskommissionen zählt 
auf die erste FunktionsperIode der neuen Schiedskommission. Mit 
dem ZusamlMntreten der ~emelnsamen Schiedskommission ~eht die 
Zllsfändigkeif der bisherigen Schiedskommissionen altf die neue 
Behörde iiber. Im Zeifpltnkt des Zusammentretens nMh nicht 
rechtskräftig abgeschlossene Verfahren sind von der neuen ~emein­
samen Sfhledskommission fomufilhren. Die Bestellung der Mitglie­
der fiir die gemeinsame Schiedskommission kann bereits vor dem 
Inkrafttrefen dl~es Bundes~esetzes vo~enommen werden. 

Stand: 10.9.1997 

189/M
E

 X
X

. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
40 von 58

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltendes Recht 

- 24-

Textgegenüberstellung 

KOV G 1957 

§ 115 Abs. 4: 

(4) Es treten in Kraft: 

Entwurf 

1. mit 1. September 1996 der § 41 Abs.l Z 1 In der Fassung des 
Bundes~eselzes BGBI. I Nr • ... JI997; 

2. mit 1. Jänner 1998 die §§ 8, 11 Abs.1 und Abs.3, 12 Abs.1 
und Abs. 4, 18 Ab!. 4, 22 Abs. 4 und Abs. 5, 23 Abs. 1,24 Abs. I 
Z 2, 26, 28 Abs. 1 erster Salz, 29, 46b Abs. 2 lelzter Salz, 48 
Abs. 2 erster Salz, 51, 52 Abs.3 zweiter Salz, 52 Abs. 3 Z 2,52 
Abs. 5, 53, 54 Abs. 1 erster Salz, 63 Abs. 2 Z 1, 66 Abs. 2 letzter 
Satz, 72, 73 Ahs. 1 und Abs. 3 lelzter Satz, 93 Abs. 3 zweiter 
und dritter Satz, 104 Abs. 1 und 1I3a Ab!. 1, 1, 3 und 4 in der 
Fassun~ des Bundes~eselzes BGBI. I Nr. • .... JI997 sowie die 
Aldbeblln~ des § 12 Abs. 41n der bisherigen Fassun~; 

3. mit 1. Juli 1998 die §§ 78, 80 Abs.1 dritter Satz und Abs. 3,81 
Ahs. I, Abs. 2 erster Salz, Abs. 3 und Abs. 6, 8S Abs. 2 lelzter 
Satz und Abs. 4, 86 Abs. 4, 90 Abs. 3 zweiter Salz, 92 Z 3, Il3a 
Ab!. S in der Fassun~ des Bundes~eselzes BGBI. I Nr ...... /1997 
sowie die Aufheblln~ der §§ 78a und 85 Abs. 5 zweiter Salz. 
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§ 6 AblI. I: 

(I) Der Beschädigte hat Anspruch auf unentgeltliche Heilfiirsorge bei je­
der als Dienmbeschädigung anerkannten Gesundheitsstörung und deren Fol­
gen, um !leine Gesundheit und Erwerbllfiihi gkeit möglichm wiederherzu­
!ltellen, den Eintritt einer Verschlimmerung zu verhüten und die durch die 
GC!'iundheit!lmC'lrung bedingten Beschwerden zu lindern. Erwcrbllunfähige 
(§ 23 AblI. 2) haben Anspruch auf unentgeltliche Heilfiirsorge bei jeder Ge­
!lundheits!ltörung. Den gleichen An!lpl'uch haben auch die übrigen Schwerbc­
m:hädigten, wenn sie einen Erhöhungsbctrag gemäß § 23 AblI. 5 beziehen und 
weder der gC!'ietzlichen Krankenversicherung unterliegen noch Anspruch auf 
Unfallheilbehandlung gegen einen Träger der gesetzlichen Unfallversiche­
rung haben. 

§ 6 Ab!l. 2Z 2: 

2. Krankengeld, gegebenenfalls an dessen Stelle Familien- oder Taggeld. 

§ R: 

(I) Ist der Beschädigte in der gesetzlichen Krankenversicherung ver!li­
chert, so hat er bei einer auf eine Oien!ltbeschädigung zurück7.ufiihrenden 
Erkrankung An!lpruch auf die Lci!llungen der Krankenver!licherung mit der 
Einschränkung, daß die Dauer der Lci!llUng!lpflicht dC!'i Trägers der Kran­
kenversicherung hinsichtlich dC!'i Krankengeldes, Familien(Tag)geldC!'i und 
der Anslaltspflege mit 26 Wochen begrenzt wird. Ist diC!'ie Lcistungsdauer 
vermrichen, so entfiUlt die weitere Lcistung.c;pflicht hinsichtlich der Gcldlei­
!ltungen und der An!ltaltspflege auch filr eine neue Erkrankung, die auf die 
gleiche Dienst beschädigung zurückzufilhren im. Leimungen der erweiterten 
Hcilbchandlung (§ 6 Ab!I. 3) sind aus den Mitteln der Sozialversicherung fur 
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§ 6 Abs. I: 

(I) Ocr Beschädigte hat Anspruch auf unentgeltliche Heilfilrsorgebei je­
der als Dienstbeschädigung anerkannten Gesundheitsmörung und deren Fol­
gen, um seine Gesundheit und Erwerbsfähigkeit möglichst wiederherzu­
stellen, den Eintritt einer Verm:hlimmerung zu verhüten und die durch die 
Gesundheitsmörung bedingten Beschwerden zu lindern. Erwerbsunfähige 
(§ 23 Abs. 2) haben Anspruch auf unentgeltliche Heilfiirsorge bei jeder Ge­
sundheits!ltörung. Den gleichen Anspruch haben auch die übrigen Schwerbe­
schädigten, wenn sie einen Erhöhungsbctrag gemäß § 23 AblI. 5 beziehen und 
weder der gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen noch Anspruch auf 
Unfallheilbehandlung gegen einen Träger der gesetzlichen Unfallversiche­
rung haben. Ein Rezept~ehi"renen.tz Ist ledlRllch Beziehern eines Erhö­
han~shetra~es ~emiß § 13 Abi. 5 za leisten. 

§ 6 Ab!l. 2Z 2: 

1. Kranken~e'd. 

§ R: 

(I) Ist der Beschädigte in der geset7.lichen Krankenver!licherung versi­
chert, so hat er bei einer auf eine Dienst beschädigung zurückzufuhrenden 
Erkrankung Anspruch auf die Lci!ltungcn der Krankenver!licherung mit der 
Ein!IChränkung, dar.\ die Dauer der Lcistungspflicht des Trägers der Kranken­
versicherung hin!lichtlich dl's Kr.nken~l'ldes und der An!ltaltspflegc mit 26 
Wochen begrenzt wird. I!lt diC!le Lcimung!ldauer ver!ltrichen. so cntf.illt die 
weitere Lei!ltungspflicht hin!lichtlich des Kr.nken~l"dl's und der An!ltalt!l­
"flege auch filr eine neue Erkrankung. die auf die gleiche Dienmbeschädigung 
zurückzufiihrcn i!lt. Leistungen der erweiterten Heilbchandlung (§ 6 Abs. J) 
!lind aus den Mitteln der Sozialversicherung fllf Erkrankungen. die in einer 
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Erkrankungen, die in einer Dienstbeschädigung ihre Ursache haben, nicbt zu 
gewähren. Solange dem Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen 
Krankenversicherung ein Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung 
zusteht, hat der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung die Geldlei­
stungen und die Anstaltsptlege auch nach Ablauf der oben bezeichneten Dau­
er der Leistungspflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 13) auf die sat­
zungsmäßige Dauer weiter zu gewähren. Der Anspruch auf Heilfiirsorge nach 
diesem Bundesgesetze ruht, solange und insoweit der Beschädigte Anspruch 
auf Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung hat. 

(2) Hat der Beschädigte als Pflichtversicherter keinen Anspruch aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung, so wird er zur Durchfiihrung der Heilfiir­
sorge der Gebietskrankenkasse seines Wohnsitzes zugeteilt. Zugeteilte erhal­
ten die HeiltUrsorge nach Art, Umfang und Dauer, wie sie die Gebietskran­
kenkasse den bei ihr Ptliehtversicherten auf Grund gesetzlicher oder sat­
zungsmäßiger Vorschriften zu gewähren hat. Krankengeld und Fami­
lien(Tag)geld wird jedoch nur nach Maßgabe der Vorschriften der §§ 11 und 
12 gewährt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld und Familien(Tag)gcld ist von Be­
schädigten, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert 
oder freiwillig versichert sind, nach Ablauf der Leistungspflicht des Trägers 
der Krankenversicherung bei sonstigem AU8.'tChluß fiir die rückliegende Zeit 
binnen sechs Wochen geltend zu machen. 

§ 11 Abs. I erster Satz: 

Für die Dauer einer nicht mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehand-
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Dienstbescbädigung ihre Ursache haben, nicht zu gewähren. Solange dem 
Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung 
ein Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung zusteht, hat der Trä­
ger der gesetzlichen Krankenversicherung das Krankengeld und die An­
staltsptlege auch nach Ablauf der oben bezeichneten Dauer der Leistungs­
pflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 13) auf die satzungsmäßige Dauer 
weiter zu gewähren. Der Anspruch auf Heilfiirsorge nach diesem Bundesge­
setz ruht, solange und insoweit der Beschädigte Anspruch auf Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung hat. 

(2) Hat der Beschädigte als Ptlichtversicherter keinen Anspruch aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung, so wird er zur Durehfiihrung der HeiltUr­
sorge der Gebietskrankenkasse seines Wohnsitzes zugeteilt. Zugeteilte erhal­
ten die Heilfiirsorge nach Art, Umfang und Dauer, wie sie die Gebietskran­
kenkasse den bei ihr Pfliehtversicherten auf Grund gesetzlicher oder sat­
zungsmäßiger Vorschriften zu gewähren hat. KrankenReld wird jedoch nur 
nach MaIJgabe der Vorschrift des § 11 gewährt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld ist von Beschädigten, die in der ge­
setzlichen Krankenversicherung ptlichtversichert oder freiwillig versichert 
sind, nach Ablauf der Leistungspflicht des Trägers der Krankenversicherung 
bei sonstigem Ausschluß fiir die rückliegende Zeit binnen sechs Wochen gel­
tend zu machen." 

§ 11 Abs. I erster Satz: 

Wenn der Be5chädi~te InfoiRe einer ErkrankunR in dem vor dem elnzel-
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lung erhält der Beschädigte Krankengeld, wenn er infulge der Erkrankung in 
seinem vor dem einzelnen Krankheitsfall oder vor der Einrückung zum Prä­
sen7..dienst zuletzt ausgeübten Beruf arbeitsunfähig ist. 

tU: 

(I) Für die Dauer einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbc­
handlung gebührt dem Beschädigten filr die Angehörigen, deren Unterhalt er 
bisher ganz oder überwiegend bestritten hat, ein Familiengeid, wenn er, abge­
sehen von der Beschädigtenrente nach diesem Bundesgesetze, während dieser 
Heilbchandlung kein monatliches Einkommen (§ 25) hat, das die Höhe der 
ihm im Falle der Erwerbsunfiihigkeit (§ 23 Abs. 2) gebührenden Beschädig­
tenrente einschließlich des Erhöhungsbetrages (§ 23 Abs. 5) und der Famili­
CDzuschläge (§ 26) übersteigt. 

(2) Das tägliche Familiengeld beträgt die Hälfte des nach § II Abs. 1 
und 2 zu errechnenden Krankengeldes. Den im § 8 Abs. 1 bc7.eichneten Re­
schädigten hat jedoch das Rundesamt filr Soziales und Rchindertenwesen 
während einer gemäß § 6 Abs. 3 bewilligten erweiterten Hcilbchandlung das 
Familiengeld in dem Ausmaß und filr die Dauer zu gewähren, wie es die 
Gcbietskrankenkas..o;e den bei ihr Pflichtversicherten auf Grund gesetzlicher 
oder satzungsmäßiger Vorschriften zu gewähren hat, sofern dies rur den Re­
schädigten günstiger ist. 

(3) Oie Rcschädigtenrente wird während einer mit voller Verpne~ng 
vl.-rbuntlcncn Hcilbchandlung weiter geleistet, doch ist eine bl.-rcits zuerkannte 
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nen Krankheitsfall oder dem Antritt des Prisenzdlenstes zuletzt aus~eüb­
ten Beruf arbeltsunfihl~ Ist, Rebfthrt Ihm Kranken~eld. 

§ U: 

(1) Der Anspruch auf PßeRezulaRe (§ 27) oder Blindenzula~e (§ 28) 
oder auf einen ZuschuU zu den Kosten für Diätverpße~unR (§ 26b) ruht 
während einer mit voller Verpße~unR verbundenen HeilbehandlunR ab 
dem Ta~, der auf den Be~inn der HeilbehandlunR fOIRt. bis zum letzten 
Ta~ vor der BeendIR.n~ der Henbehandlun~. Eine rßeRezulaRe (§ 21) 
oder Bllndenzula~e (§ 28) Ist auf Antra~ bis zum Be~lnn der fünften Wo­
che einer mit voller VerpßeRun~ verbundenen Heilbehandlun~ In dem 
Umfan~ weiter zu leisten, In dem pßeRehedlnRte AufwendunRen nach Re­
wiesen werden, die sich aus einem der PßichtverslcherunR nach dem AII­
Remeinen SozialverslcheruRRsResetz unterlie~enden Dienstverhältnis 
(VoilversicherunR oder TellversicherunR In der UnfaliversicherunR) eines 
PßCRe- oder BlindenzulaRenempflinRers mit einer PßeReperson erReben. 

(2) Ein Kleider- und Wischepauschale (§ 29a) und. snfl'rn dl'r Be­
schidiRte für un'erhaltsberechtiRte AnRt'h6r1Re nicht zu snrRen hat. ein 
bt'reits zut'rkann.er Erhöhun~sbetraR (§ 23 Ahs. S) Ist mit dl'm l'rs'eu 
TaR des auf dt'n BeRinn einer mit voller VerpßeRunR verbundl'nen Hl'iI­
bt'handlun~ folRendl'n vierten Monates einzustellen und t'rst fiir den MD­
nat wieder zu leisten. in dem die Heilbt'handlunR bl'endl" wurdl'. Wird 
ein KIl'ider- uud Wischepauschale oder ein Erh6hunRsbetraR rür Br­
schidl~te. die für keint' untrrhaltsbt'rt'chtiRten An~rhöri~rn zu sOrRl'n 
hahen. währl'nd rlner mit voller Vl'rpße~ung nrbundrnl'n Hl'ilbehand­
lung beantraRt. bestrht der Anspruch frührstens vom Erstl'n drs Mona.l's 
an, In drm die Heilbt'handlun~ beende' wurde. 

(3) Fiir dl'n Kall'ndermonat. In dl'm drr Grund dl's Rtlhl'ns rlnRl'trl'­
trn Ist. gl'biihrt nur du nrhiltnismälJiRr Teil dl'r in Abs. 1 angdiihr'rn 
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Pflcge7.ulage (§ 27), ein bereits zuerkannter Zuschuß zu den Kosten rur Diät­
verpflegung (§ 26b) oder ein K1eider- und Wäschepauschale (§ 29a) mit dem 
ersten Tage des auf den Beginn der Heilbehandlung folgenden vierten Mona­
tes einzustellen und erst rur den Monat wieder zu leisten, in dem die Heilbe­
handlung beendct wurde. Hat ein Beschädigter rur unterhaltsberochtigte An­
gehürige nicht zu sorgen, so ist die Zahlung des Erhöhungsbctrages zur He­
schädigtenrente nach § 23 Abs. 5 auf die gleiche Dauer einzustellen. Eine 
während einer mit voller Verpflegung verbundenen Heilbehandlung bean­
tragte Pflegezulage oder ein beantragter Zuschuß zu den Kosten rur Diätver­
pflegung oder ein beantragtes K1eider- und Wäschepauschale ist beim Zutref­
fen der sonstigen Voraussetzungen frühestens vom Ersten des Monates an zu 
leisten, in dem die Heilbehandlung beendet wurde. Das gleiche gilt rur den 
Anspruch auf einen Erhöhungsbetrag zur Beschädigtenrente nach § 23 Abs. 
5, wenn der Beschädigte rur keine unterhaltsberechtigten Angehörigen zu 
sorgen hat. 

(4) Für die im Abs. 1 bezeichnete Dauer gebübrt dem Beschädigten, dem 
ein Familiengeld lediglich aus dem Grunde nicht zu leisten ist, weil er den 
Unterhalt von Angehürigen nicht bestritten bat, an Stelle des Familiengeldes 
ein Taggeld in Höhe eines Viertels des nacb § 11 Abs. 1 und 2 zu errechnen­
den Krankengeldes. Die Bestimmungen des Abs. 2 zweiter Satz sind entspre­
chend aß7:uwenden. Solange ein Erhühungsbetrag gemäß § 23 Abs. 5 gebührt, 
ist kein Taggeld zu leisten. 
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Leistungen, wobei der Kalendermonat einheitlich mit 30 Tagen anzu­
nehmen ist und der verhältnismäßige Teil sich nach der Anzahl der Tage 
im betreffenden Kalendermonat bis zum Eintritt des Ruhensgrundes 
bestimmt. 

(4) Bescheide über das Ruhen der angeführten Leistungen sind nur 
dann zu erlassen, wenn dies der Beschädigte Innerhalb einer Frist von 
einem Monat nach Wegfall des Ruhensgrundes beantragt. 

(5) Die Träger der KrankenversiCherung, der Unfallversicherung 
und die Krankenfürsorgeanstalten sind verpflichtet, dem zuständigen 
Bundesamt für Sodales und Behindertenwesen eine mit voller Verpne­
gung verbundene lIeilbehandlung eines Beziehers der angefiihrten Lei­
stungen umgehend ZII melden. 

(6) Hat das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen Leistun­
gen angewiesen, die gemäß Abs. 1 und 2 nicht mehr auszuzahlen waren, 
so sind diese Leishmgen auf künftig auszuzahlende Versorglmgsleistungen 
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§ 19 Abs.2: 

(2) In der Krankenversicherung nach § 18 werden Krankengeld, Famili­
en(Tag)geld und Wochengeld nicht gewährt. 

§ 19 Abs. 3: 

(3) Die Beiträge für die Versicherungen nach Abs. I werden zur Gänze 
vom Bunde geleistet. Als allgemeine Beitragsgrundlage gilt ein kalendertäg­
licher Arbeitsverdienst in Höbe des sich jeweils aus § 44 Ab!;. 6 lit. a des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955 ergebenden Betrages. Für die 
Höhe der Versicherungsbeiträge sind die Bestinunungen des § 51 Ab!;. I Z I 
lil. a, Z 2 und 3 und des § 51a Ab!;. I dC!l Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes maßgebend. 

§ 17: 

8eschädigten ist auf Antrag zur Beschädigtenrente nach Maßgabe der §§ 18 
und 63 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 eine rflege7.ulage 7.U ge­
währen. 

§ 18 Ab!;. I: 

(I) Blinden im Sinne der Ab!;. 2 und 3 ist auf Antrag rur Hcschädigten­
rente nach Maßgabe der §§ 19 und 63 des Kriegsopferversnrgungsgcsct7.es 
1957 an Stelle der Pflegezulage eine 81indenzulage zu gewähren. 
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anzurechnen. 

§ 19 Abs. 2: 

(2) In der Krankenversicherung nach § 18 ist kein Knnken- und Wo­
chengeld zu ~ewihren. 

§ 19 Abs. 3: 

(3) Die Beiträge für die Versicherungen nach Ab!;. 1 werden zur Gänze 
vom Bund geleistet. Als allgemeine 8eitragsgrundlage gilt ein täglicher Ar­
beitsverdienst in Höhe des sicb jeweils aus § 44 Ab!;. 6 lit.a des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes ergebenden Betrages. Für die Höhe der Versiche­
rungsbeiträge sind die Bestinunungen des § 51 Abs. I Z 1 liLa, Z 2 und 3 
sowie der §§ 51a Ab!;. I und Slb Am. 1 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesctzes maßgebend. 

§ 17: 

Beschädigten ist auf Antrag zur Beschädigtenrente nach Maßgabe des 
§ 18 des KriegsopferverlUgungsgesetzes 1957 eine Pflegezulage zu gewäh­
ren. 

§ 18 Abs. I: 

(I) Blinden im Sinne der Ab!;. 2 und 3 ist auf Antrag zur Hcschädigtcn­
rente nach Maßgabe des § 19 des Kriegsopferversorgungsgcscl7.CS 1951 an 
Stelle der Pflegezulage eine Blindenrulage zu gewähren. 
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§ 31 Abs. 2 erster Satz: 

Rezugsbercchtigt sind nacheinander der Ehegatte, die leiblichen Kinder, die 
Wahlkinder. die Stiefkinder, der Vater, die Mutter und die Geschwister sowie 
Pflegcpcrsonen. alle diese Personen jedoch nur, wenn sie mit dem Beschädig­
ten zum Zeitpunkt des Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. 

§ 40 Abs. I Z I: 

§ SI: 

I. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regelmäßiger Schul- oder Be­
ruf. .... usbildung sich noch nicht selbst erhalten kann, bis zur ordnungs­
mäßigen Beendigung der Ausbildung, längstens jedoch bis zur Voll­
endung des 27. Lebensjahres. Waisen, die eine im § 3 des Studien­
fördcrungsgesetzes 1992, BGBI. Nr. 305, genannte Einrichtung besu­
chen, gebOhrt die Rente nur dann, wenn sie ein ordentliches Studium 
ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. I Iit. b des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1967, RGUI. Nr. 376, betreiben; 

Die Versicherten erhalten alle rur Pflichtversicherte nach dem Allge­
meinen Sozialversichcrungsgesetz 1955 vorgesehenen gesetzlichen und sat­
zungsmäßigen Leistungen mit Ausnahme des Kranken-. Familien-, Tag- und 
Wochengcldes. 
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§ 31 Abs. 2 erster Satz: 

Bezugsberechtigt sind nacheinander der rentenberechtiRte Ehegatte und die 
rentenberechtiRten Kinder, wenn diese Personen mit dem Verstorbenen zur 
Zeit seines Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. 

§ 40 Abs .1 Z 1: 

§ SI: 

1. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regelmäßiger Schul- oder Be­
ruf. .... usbildung sich noch nicht selbst erhalten kann, bis zur ordnungs­
mäßigen Beendigung der Ausbildung, läng!;tens jedoch bis zur Voll­
endung des 27. Lebensjahres. Waisen, die eine im § 3 des Studien­
förderungsgesctzes 1992, BGB!. Nr. 305, genannte Einrichtung besu­
chen, gebührt die Rente nur dann, wenn sie ein ordentliches Studium 
ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. I Iit. b des Fami­
lienlastenausgleichsgesctzes 1967, BGB!. Nr. 376, in der FassunR des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 311/1992 betreiben. 

Die Versicherten erhalten alle rur Ptlichtversicherte nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz vorgesehenen gesetzlichen und satzungsmäßi­
gen Leistungen mit Ausnahme des Kranken- und WochenReldes. 
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§ 52 Ab!;. I: 

(I) Der Bund hat den Gebietskrankenkassen die entstandenen Kosten 
und den entsprechenden Anteil an den Verwaltungskosten zu ersetzen. Die 
Ersatzbeträge sind vorschußweise innerhalb der ersten drei Monate eines 
jeden Kalenderjahres in Höhe von 90 vH des im zweitvorangegangenen Ka­
lenderjahr erwachsenen Aufwandes dem Hauptverband der östcrreichischen 
Sozialva'sicherungsträger zu überweisen. Der AUllgleich ist innerhalb von 
drei Monaten nach Bekanntgabe des tatsächlichen Aufwandes durch den 
Hauptva'band vorzunehmen. Der Hauptverband hat die Ersatzbeträge auf die 
einzelnen Gebictskrankenkassen unter Berücksichtigung des nachgewiesenen 
Aufwandes aufzuteilen. 

§ 52 Abs. 3 letzter Satz: 

Er lIetzt die Pau!IChbetrlge nach Anhörung des Hauptverbandcs im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister filr Finanzen durch Verordnung fest. 

§ 55: 

(I) Die Bcschädigtenrenten (§ 23 Am. 3), die Erhöhungsbcträge (§ 23 
Abs. 5), die Familienzuschläge (§ 26), die Zuschüsse zu den Kusten für Diät­
verpflegung (§ 26b), die Zulagen gemäß §§ 27 bis 29 und das Kleider- und 
Wäschepauschale (§ 29a) werden mit dem Monat fällig, in dem die Vuraus­
setzungen rur die ZUa'kennung a'rullt sind, snfa'n da' An!lpfuch binnen sechs 
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§ 52Abll. I: 

(I) Der Bund hat den Gebietskrankenkassen die entstandenen K~ten 
und den ent!lpfechenden Anteil an den Verwaltungskosten zu ersetzen. Oie 
Ersatzbeträge sind vor!IChußweise In zwei Tenbeträ~en. der erllte Teilbe­
traR bill 1. April und der zweite Teilbetrag bis J. Oktober eines jeden 
Jahres, In Höhe von jeweils 40 vH des im zweitvorangegangenen Kalender­
jahr erwachsenen Aufwandes dem Hauptverband der österreichischen Sozial­
versicherungsträger zu überweisen. Der Ausgleich ist innerhalb von drei Mo­
naten nach Bekanntgabe des tatsächlichen Aufwandes durch den Hauptver­
band vorzunehmen. Der Hauptverband hat die Ersatzbeträge auf die einzelnen 
Gebietskrankenkassen unter Berücksichtigung des nachgewiesenen Aufwan­
des aufzuteilen. 

§ 51 Abs. 3 letzter Satz: 

Er setzt die Pau!IChbeträge naeh Anhörung des HauptVC2'bandes der östurel­
thlsthen S.ialverslcherunRstriger im Einvernehmen mit dem Bundcsmi­
nillter für Finanzen fest. 

§ 55: 

(1) Oie ßcschädigtenrenten (§ 23 Ab.c;. 3), die Erhilhungshcträge (§ 23 
Ab.c;. 5), die Familknzuschläge (§ 26), die Zuschüsse zu den K~tcn für Diät­
verpflegung (§ 26b). die Zulagen gemäß §§ 27 bis 29 und das Kleider- und 
Wäschepauschale (§ 29a) werden mit dem Monat flillig, der auf die Geltend­
mathung des An5pruches fol~t, snfcrn der An!lpfuch binnen sechs Mnnatl.'1l 
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Monaten nach Eintritt des schädigenden Ereignisses oder der Verehelichung 
oder der Geburt geltend gemacht wird; wird der Anspruch erst später geltend 
gemacht, dann mit dem Antragsmonat. Der Erhöhungsbetrag (§ 23 Abs. 5) 
fallt jedoch frühestens mit dem Monat an, der auf die Entlassung aus dem 
Präsen7.dienst folgt. Die Schwerstbeschädigtenzulage (§ 26a) wird mit dem 
Monat fällig, in dem die Voraussetzungen für die Zuerkennung erfllllt sind. 

(2) Bei Zuerkennung einer Beschädigtenrente gemäß einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von wenigstens 50 vH oder bei entsprechender Erhö­
hung einer bisher gemäß einer Minderung der Erwerbsflihigkeit von weniger 
als 50 vH geleisteten Beschädigtenrente ist von Amts wegen auch darüber zu 
entscheiden, ob und in welcher Höhe dem Schwerbeschädigten ein Erhö­
hungsbetrag (§ 23 Abs. S) und Familienzuschläge (§ 26) zuzuerkennen sind. 

(3) Oie Hinterbliebenenrenten und die Zuschüsse zu den Kosten rur 
Oiätverptlegung (§ 46) werden mit dem Monat fällig, in dem die Vorausset­
I.ungen fiir die Zuerkennung errullt sind, frühestens mit dem Monat, der auf 
den Sterbctag der Person folgt, nach der der Anspruch geltend gemacht wur­
de. Wenn der Anspruch erst nach Ablauf eines Jahres nach diesem Sterbctag 
geltend gemacht wird, tritt die Fälligkeit frühestens mit dem Antragsmlmat 
ein. 

(4) Krankengeld, Familiengeld, Taggcld, Gcbührnisse rur das Sterbe­
vierteljahr und Sterbegeld werden mit der Errullung der gesetzlichen Voraus­
setzungen fällig. 
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nach Eintritt des schädigenden Ereignisses oder der Verehehlichung oder der 
Geburt geltend gemacht wird; wird der Anspruch erst später geltend ge­
macht, dann mit dem auf die Antragstellang folgendeR Monat. Der Erhü­
hungsbetrag (§ 23 Abs.· 5) fällt jedoch frühestes mit dem Monat an, der auf 
die Entlassung aus dem Präsenzdienst folgt. Die Schwerstbeschädigtenzulage 
(§ 26a) wird mit dem Monat fällig, in dem die Voraussetzungen rur die Zuer­
kennung erfüllt sind. 

(2) Bei Zuerkennung einer Beschädigtenrente gemäß einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von wenigstens SO vH oder bei entsprechender Erhö­
hung einer bisher gemäß einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von weniger 
als 50 vH geleisteten Beschädigtenrente ist von Amts wegen auch darüber zu 
entscheiden, ob und in welcher Höhe ein Erhöhungsbetrag (§ 23 Abs. 5) und 
Familienzuschläge (§ 26) zuzuerkennen sind. 

(3) Die Hinterbliebenenrenten und die Zuschüsse zu den Kosten rur 
Oiätverptlegung (§ 46) werden mit dem Monat fällig~ der auf den Sterbetag 
der Person fol~t, nach der Anspruch geltend gemacht wurde. Wl.'I1n der An­
spruch erst nach Ablauf eines Jahres nach diesem SterbCtag geltend gemacht 
wird, tritt die Fälligkeit frühestens mit dem auf die Antragstellun~ folgen­
den Monat ein. 

(4) Krankengeld, Gebührnisse rur das Sterbevierteljahr und Sterbegeld 
werden mit der Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen fällig. 
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§ !iifi Ab!;. 3 zweiter Satz: 

V,m die;cm Grund!;3tz gelten, abge;ehen von den ßcmimmungen dC!; § 12 
Ab!>. 3, de!> § 24 Ab!>. 8 und des § 46b folgende AU!inahmen: 

§ !ii6 Abs. 3 Z 2: 

2. die Erhöhung einer Beschädigtenrente wegen Verminderung des Gra­
des der Erwerbsflihigkeit wird mit dem Beginn des Monates wirksam, 
in dem die maßgebende Veränderung geltend gemacht oder von Amts 
wegen ärztlich festgestellt worden ist; das gleiche gilt rur die Erhö­
hung einer Witwenrente aus dem Grunde der Erwerbsuntahigkeit der 
Witwe; 

§ !ii6Ab!>. 6: 

(6) Anträge auf Neubernes.4;Ung einer bereits rcx:ht!>kräftig zuerkannten 
ße.qchädigtenrente wegen einer Verminderung des Grades der Erwerbsflihig­
keit !>ind ohne Durcbruhrung eines Ermittlungsverfahrens zurückzuweisen, 
wenn !>eit Rechtskraft der letzten Entscheidung über die Höhe der Rente noch 
nicht ein Jahr verstrichen ist. Dies gilt jedoch nicht, wenn eine wesentliche 
Änderung im Zustand der anerkannten Dienstbeschädigungen glaubhaft be­
!>cheinigt wird. 

§ !ii7: 

Die Versorgungsberechtigten sind verpflichtet, jede ihnen bekannte Ver­
änderung in den rcx:htlichen Vorau!i.c;etzungen rur den Rentenbc-/.ug, die den 
Verlu!!t oder eine Minderung ihre.«; An!!pruches begründet, binnen 7.wci Wo-
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§ !iifi Abs. 3 zweiter SatT.: 

Von diesem Grundsatz gelten, abgesehen von den Bestimmungen des § 12, 
de.c; § 24 Ab!>. 8 und des § 46b folgende Ausnahmen: 

§ !ii6 Abs. 3 Z 2: 

2. die Erhöhung einer ße.qchädigtenrente wegen Verminderung des Gra­
des der Erwerbsflihigkeit wird mit dem Reginn des Monates wirksam, 
der auf die Geltendmathang oder die amtsweglge irztliche Fest­
stellung der maßgebenden Verinderung folgt; das gleiche gilt rur 
die Erhöhung einer Witwenrente wegen der Erwerbsunfähigkeit der 
Witwe. 

§ 56 Ab!!. 6: 

(6) Anträge auf Neubernes.4;Ung einer bereits rcx:ht!>kräftig zuerkannten 
ße.qchädigtenrcnte wegen einer Verminderung des Grades der Erwerbsfähig­
keit sind ohne Durchruhrung eines Ermittlungsverfahrens zurückzuweisen, 
wenn seit Rechtskraft der letzten Ent!ICheidung über die Höhe der Rente noch 
nicht zwei JahR verstrichen sind. Dies gilt jedoch nicht, wenn eine wesentli­
che Änderung im Zustand der anerkannten Dienstbcschädigungen glaubhaft 
bescheinigt wird. 

§ 57: 

Die Versorgungsbcrcx:htigten sind verpflichtet, jede ihnen bekannte Ver­
änderung in den rcx:htlichen Vorausset7.ungen rur den Rentenbc:l.Ug, die den 
Verlust. eine Mlndernng oder ein Rahen des Ans!,ruches begründet, binnen 

Stand: 10.9.1997 
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ehen dem Bundesamt rur Soziales und Behindertenwesen anzuzeigen. Für den 
aus der Unterlassung der Anzeige erwachsenden Schaden ist der Versor­
gungsberechtigte oder sein gesetzlicher Vertreter ersatzpflichtig. 

§ 5R Ab!!. I erster Satz: 

Zu Unrecht empfangene Rentenbezüge und sonstige Geldleistungen ein­
schließlich eines von einem Träger der Krankenversicherung rur Rechnung 
des Bundes gezahlten Kranken-, Familien- und Taggeldes sind dem Bund zu 
ersetzen. 

§ 69 Abs. 2 letzter Satz: 

Krankengeld und Familien(Tag)geld sind wöchentlich im nachhinein auszu­
zahlen. 

§ 76 Abs. 3: 

( 3) Die An7.ahl der Senate der Schiedskornmis.o;ion ist vorn Bundesmini­
SlL'f rur Arbeit und Soziales zu bestimmen und in den Amtlichen Nachrichten 
des Bundesministeriums rur Arbeit und Soziales kundzumachen. 

§ 77 Abs. I: 

(I) Der Vorsitzende der Schiedskommission, sein Stellvertreter und die 
L'ffhrderliehcn Scnatsvorsitzenden sowie die Ersatzmitglicdcr werden vom 
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zwei Wochen dem zuständigen Bundesamt rur Soziales und Behindertenwe­
sen anzuzeigen. Für den aus der Unterlassung der Anzeige erwachsenden 
Schaden ist der Versorgungsberechtigte oder sein gesetzlicher Vertreter er­
satzpflichtig. EInkommensänderungen, die zu einer Neubemessung von 
Versorgungsleistungen gemäß § 56 Am. 3 Z 4 führen, unterliegen nicht 
der Anzelgeverpßichtung. 

§ 5R Abs. I erster Satz: . 

Zu Unrecht empfangene Rentenbezüge und sonstige Geldleistungen ein­
schließlich eines von einem Träger der Krankenversicherung rur Rechnung 
des Bundes ge7.ahlten Krankengeldes sind dem Bund zu ersetzen. 

§ 69 Abs. 2 letzter Satz: 

Krankengeld Ist wöchentlich im nachhinein auszuzahlen. 

§ 76 Abs. 3: 

(3) Die An7.ahl der Senate der Schiedskommission ist vorn Bundesmini­
ster rur Arbeit, Gesundheit und Soziales zu bestimmen. 

§ 77 Abs. t: 

(I) Der Vorsitzende der Schiedskornmission, sein Stellvertreter und die 
erforderlichen Senatsvorsitzenden sowie die Ersat7.mitglicdcr werden vom 

Stand: 10.9. t 997 
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Bundesminister rur Arbeit und So7jalcs auf die Dauer von drei Jahren bestellt. 

(2) Die ersten Beisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglicder werden 
vorn Bundesministcr rur Arbeit und Soziales untcr Bcdachtnahme auf die 
Vorschläge dcr Intercssenvertretung der nach diesem Bundesgesetz oder nach 
dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 Versorgung.c;berechtigten rur drei 
Jahre bestellt. Für die Angelegenheiten der Blinden (§ 28 Am. 2 und 3) ist 
der erste Bcisit7.er unter Bedachtnahme auf die Vorschläge dcr Intcressenver­
tretung dieses Personenkrei!les zu bestellen. Zur AU!IÜbung des Vor!IChlag.c;­
rechtes sind nur die Vereinigungen berechtigt, die gemäß den Satzungen rur 
das ganze Bundesgebiet gebildet sind, Zweigorganisationen besitzen oder als 
Dachorganisationen konstituiert sind und die Förderung der wirtschaftlichen, 
smialen und kulturellen Intere!l.~en von behinderten Men!IChen zum Ziele 
haben. Bestehen nebeneinander mehrere Vereinigungen, auf die diese Vor­
aus.~etzungen zutreffen, so ist rur die Aufteilung des Vorschlagsrechtes das 
zwi!IChen ihnen erzielte Übereinkommen maßgebend. Kommt cin solches 
nicht zustande, so entscheidet der Bundesminister rur Arbeit und Soziales 
über die Aufteilung des Vorschlag.c;rechtes unter Bedachtnahme auf die Mit­
glicdcr!ltärke der in Betracht kommenden Vereinigungen. 

(3) Die zweiten Beisitzer und die erforderlichen Ersat7mitglieder wcrden 
vom Bundesminister rur Arbeit und Soziales unter Bedachtnahme auf die 
Vorschläge der folgenden Dienstgeber- und Dienstnehmerorganisationen rur 
drei Jahre bestellt: 

I. der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

2. der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern ÖSterreichs 

3. der Bundc.~kammer flIr Arbeiter und Angestellte sowie 

4. des Österreich ischen Landarbeiterkammertagcs im Einvernehmen mit 
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Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und Soziales auf die Dauer von finf 
Jahren bestellt. 

(2) Die ersten Beillitzer und die erforderlichen Ersatzmitglieder werden vom 
BundesminilIter rur Arbeit, Gesundheit und Soziales untcr Bedachtnahme auf 
die Vor!IChläge der Intere!l.~envertretung der nach diesem Bundesgesetz oder 
nach dem Krieg.c;opferversorgung.c;gesetz 1957 Versorgungsberechtigten rur 
fünf Jahre bestellt. Für die Angelegenheiten der Blinden (§ 28 Am. 2 und 3) 
ist der erste Beisitzcr unter Bcdachtnahme auf die Vorschläge der Intercs.~en­
vertretung dieses Pcrsonenkreille!l zu bestellen. Zur Ausübung des Vor!IChlag.~­
rechtes sind nur die Vereinigungen berechtigt, die gemäß den Satzungen rur 
das ganze Bundesgebiet gebildet sind, Zwcigorganisationen besit7.en oder als 
Dachorganisationen konstituiert sind und die Förderung der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Interessen von behinderten Menschen 7.um Ziele 
haben. Bestehen nebeneinander mehrere Vereinigungen, auf die diese Vor­
aus.~etzungen zutreffen, so ist rur die Aufteilung des Vorschlagsrechtes das 
zwi!IChen ihnen erzielte Übereinkommen maßgebend. Kommt ein solches 
nicht zustande, so ent!ICheidet der Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und 
Soziales über die Aufteilung des Vorschlagsrechtes unter Bedachtnahme auf 
die Mitgliedcrstärke der in Betracht kommenden Vereinigungen. 

(3) Die :r.wciten Reisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglieder werden 
vom Rundemlinister rur Arbeit, Gesundheit und Soziales unter Hcdachtnah­
me auf die Vor!IChläge der folgenden Dienstgeber- und Dienstnehmerorgani­
sationen rur fünf Jahre bestellt: 

I. der WIrfschaftskammer Österreich 

2. der Präsidentenkonferen7. der Landwirtschaftskammern Österreichs 

3. der Rundeskammer rur Arbeiter und Angestellte !l(lWie 

4. des Österrcichi!IChen Landarbeiterkammertages im Einvernchmen mit 
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der Kammer filr Arbeiter und Angestellte filr die Bundesländer Wien 
und Burgenland. 

(4) Die dritten Beisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglicder werden 
vom Bundesminister filr Arbeit und Soziales unter Bcdachtnahme auf die 
Vorschläge der Leiter der Bundesämter rur Soziales und Behindertenwesen 
für drei Jahre bestellt. 

§ 77 Abs. 7: 

(7) Nach Ablauf der dreijährigen Funktionsperiode hat die alte Schicds­
kommissioo die Geschäfte so lange weiterzufilhren, bis die neue Schieds­
kommission zusammentritt. Die Zeit der Weiterruhrung der Geschäfte durch 
die alte Schicdskornmission zählt auf die Funktionsperiode der neuen 
Schicdskommission. 

§ 81 Abs.4: 

(4) Oie Geschäftseinteilung der Senate der Schiedskommission ist unter 
Anruhrung der Namen der Senatsmitglicder und ihrer Stellvertreter in den 
Amtlichen Nachrichten des Bundcsministeriums rur Arbeit und Soziales 
kundzumachen. 

§ 81 Abs.5 ?Weiter Satz: 

Oie Geschäftsordnung ist in den Amtlichen Nachrichten des Bundesministe-
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der Kammer filr Arbeiter und Angestellte rur die Bundesländer Wien 
und Burgenland. 

(4) Die dritten Beisitzer und die erforderlichen Ersatzmitglicder werden 
vom Bundesminister rur Arbeit, Gesundheit und Soziales unter Bcdachtnah­
me auf die Vorschläge der Leiter der Bundesämter filr Soziales und Behinder­
tenwesen filr fünf Jahre bestellt. 

§ 77 Abs. 7: 

(7) Nach Ablauf der fünfjährIgen Funktionsperiode hat die alte Schieds­
kommission die Geschäfte so lange weiterzuruhren, bis die neue Schicds­
kommission zusammentritt. Die Zeit der Weiterfilhrung der Geschäfte durch 
die alte Schiedskommission zählt auf die Funktionsperiode der neuen 
Schicdskommission. 

§ 81 Abs.4: 

(4) Oie Geschäftseinteilung der Senate der Schicdskommission ist von 
den Leitern der Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen unter 
Anruhrung der Namen der Senatsmitglieder und ihrer Stellvertreter auf einer 
Amtstafel des Bundesamtes rur Soziales und 8ehindcrtenwesen ersichtlich zu 
machen. 

§ 81 Abs. 5 zweiter Satz entfällt 

Stand: 10.9.1997 
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riums rllr Arbeit und Soziales kundzumachen. 

§ RR Abs. 3 :r.weiter und dritter Satz: 

Die Berufung kann anstelle beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwe­
sen auch bei der Schiedskommiss~on eingebracht werden. Der Schriftsatz 
kann auch durch eine beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen 
oder bei der SchiedliIkommission abzugebende Erklärung zu Protokoll erliletzt 
werden. 
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§ RR Abs. 3 :r.weiter und dritter Satz: 

Wird eine Ber8fun~ Innerhalb dieser Frist bei der Schiedskommission 
eln~ebrach~ so ~iIt dies als rechtzeltlge Elnbrlngun~; die Schiedskom­
mission hat die bel Ihr eingebrachte Berufun~ unverzigllch an das zu­
ständige Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen weiterzuleiten. 
Der Schriftsatz kann auch durch eine beim Bundesamt für Soziales und Be­
hindertenwesen abzugebende Erklärung zu Protokoll ersetzt werden. 

§9Ra: 

(1) § 55 Abs. 1 und 3 sowie § 56 Abs. 3 Z 2 sind In der bis zum 31. 
Dezember 1997 geltenden Fassung auf Verfahren weiter anzuwenden. In 
denen die AntragsteIlung oder die Einleitung des amtsweglgen Verfah­
rens vor dem 1. Jänner 1998 erfolgt Ist und das Verfahren noch nicht 
rechtskräftig abgeschlossen Ist. 

(2) § 56 Abs. 61n der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung 
Ist auf jene Verfahren weiter anzuwenden, In denen die AntragsteIlung 
auf Neubemessung der Beschädigtenrente vor dem 1. Jänner 199R erfnlgt 
Ist und das Verfahren noch nicht rechtskrlftlg abgeschlossen Ist. 

(3) Die Funktlonsperlode der zum 31. Dezember 1997 gebildeten Schleds­
kommission endet mit 31. Dezember 1999. 

Stand: 10.9.1997 
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§ 99 Abs. S: 

(5) Es treten In Kraft: 
1. mit 1. September 1996 der § 40 Abs.l Z I i. der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI.) Nr. uIl1997; 
1. mit 1. Jänner 1998 die §§ 6 Abs. I und 1 Z 1, 8, II Abs. 1 erster 

Satz, ll, 19 Abs. 1 und 3,17,18 Abs. 1,31 Abs. 1 erster Satz, 51, 
51 Abs. I und Abs. 3 letzter Satz, 55, 56 Abs. 3 zweiter Satz, 56 
Abi. 3 Z 1, 56 Abs. 6, 57, 58 Abs. I erster Satz, 69 Abs. 1 letzter 
Satz, 76 Abs. 3,77 Abi. I bis 4 und 7, 81 Abs. 4, 88 Abs. 3 zweiter 
und dritter Satz und 98a In der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. I Nr. xxlll997 sowie die Aufhebung des § 81 Abs. 5 zweiter 
Satz. 

Stand: 10.9.1997 
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§ lAbs. 6 Z I: 

I. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regelmäßiger Schul- oder 
ßeruf.c;ausbildung lIich noch nicht lIelbst erhalten können, bill zur 
ordnung.c;mäßigen Beendigung der AUllbildung, längstenIl jedoch bill 
zur Vollendung dC!l 21. LebenlljahrC!l. Kindern, die eine im § 3 dC!l 
StudienfdrderungsgC!letze!l 1992, BGBI. Nr. 305, genannte Einrich­
tung bc.c;uchen, gebührt die Hilfe nur dann, wenn lIie ein ordentliches 
Studium ernsthaft und zielstrebig im Sinne dC!l § 2 Ab!!. 1 Iit. b dC!l 
FamilienlalltenausgieichllgC!lCtzes 1967, BGBI. Nr. 316, betreiben; 

§ 3 Abs. 2: 

(2) AIII Einkommen gelten alle tatsächlich erzielten und erzielbaren 
Einkünfte in Geld oder Güterform einllChließlich allfälliger Erträgnisse vom 
Vermügen, lIOWeit lIie ohne Schmälerung der Substanz erzielt werden können, 
sowie allfälliger Unterhaltllleistungen, soweit sie auf einer Verpflichtung 
beruhen. Außer Betracht bleiben bei der FC!ltstellung dC!l EinkommenIl Fa­
milienbcihilfen nach dem Familienlastenausgleich!!gC!letz 1961, BGBI. Nr. 
316, Leistungen der Sozialhilfe und der freien Wohlfahrtspflege lIOwie 
Einkünfte, die wegen dC!l besonderen körperlichen ZUlltandC!l gewährt werden 
(Hilflnsl."t1zuschuß, rflcgezulage. R1indenzulage und gleichartige Leistungen). 
Auf einer Verpflichtung beruhende Unterhaltsleistungen lIind nicht 
anzurechnen. !IOWcit lIie nur wegen der Handlung im Sinne dC!l § I Ab!!. 2 
gewä~rt werden. 
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Entwurf 

§ 1 Abll. 6Z I: 

I. wegen wissenllChaftlicher oder SOI1l1tiger regelmäßiger Schul- oder 
Beruf.c;ausbildung lIich noch nicht selbst erhalten kimnen, bis zur 
ordnungsmäßigen Beendigung der Ausbildung. längstens jedoch bis 
zur Vollendung dC!l 21. LebensjahrC!l. Kindern, die eine im § 3 dC!l 
Studienförderungsge.c;etzC!l 1992, BGBI. Nr. 305. genannte Einrich­
tung besuchen, gebührt die Hilfe nur dann, wenn sie cin ordentliches 
Studium ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Ab!!. I lit. b des 
Familienlastenausgleichsge.c;et7.es 1961, BGBI. Nr. 376, In der 
Fassan~ des B.ndes~esetzes BGBI. Nr. 31111992, betreiben; 

§ 3 Ab!!. 2: 

(2) AI!! Einkommen gelten alle tatsächlich erzielten und erzielbaren 
Einkünfte in Geld oder Güterform einschließlich allfälliger Erträgnillse vom 
Vermtlgen, lIOWeit sie ohne Schmälerung der Substanz erzielt werden können, 
lIOWie allfälliger Unterhaltsleistungen, !IOWCit sie auf einer Verpflichtung 
beruhen. Außer ßetracht bleiben bei der Feststellung des Einkommens Fa­
milienbcihilfen nach dem Familienlastenausglcichsgcsetz 1967. BGBI. Nr. 
376, Leistungen der So7.ialhilfe und der freien Wohlfahrtspflege sowie 
Einkünfte. die wegen des besonderen körperlichen ZustandC!l gewährt werden 
(Pße~(!~eld. rfle~c7.ulage. R1inden7.ulage und gleichartige Leistungen). Auf 
einer Verpflichtung beruhende Unterhaltslcistungen sind nicht anzurechnen. 
soweit sie nur wegen der Handlung im Sinne des § lAbs. 2 gewährt werden. 

Stand: 2H.R.1997 
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Textgegenüberstellung 

VOG 

Geltende Fassung 

Überschrift zu § 10: 

Beginn and Ende der Hilfeleistan~en, 
Rückenatz 

§ 10 Abs. I letzter Satz: 

Wird ein Ansuchen erst nach Ablauf der jeweils vorgesehenen Frist gestellt. 
so sind die Leistungen nach § 2 Z I bis 7 von dem Mooat an zu erbringen. in 
dem um diese angesucht wird. 
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Entwurf 

Überschrift zu § 10: 

Be~inl und Ende der Hilfeleistungen, 
Rückenatz and Ruhen 

§ 10 Abs. I letzter Satz: 

Wird ein Ansuchen erst nach Ablauf der jeweils vorgesehenen Frist gestellt. 
so sind die Leistungen nach § 2 Z I bis 7 mit Be~inn des auf das Ansuchen 
folgenden Monates an zu erbringen. 

§ 10 Abs. 5: 

(5) Hilfe nach § 1 Z 7 ruht während einer mit vollrr Verpne~un~ 
verhundenen Heilhehandlun~ ah dem Ta~, der auf den Be~inn der 
Heilhehandhlß~ fol~t. his zum letlten Tag vor der Beendi~un~ der 
Heilhehandlun~. 

Stand: 2R.R.1997 
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Textgegenüberstellung 

VOG 

Geltende Fassung Entwurf 

§ 16 Abs. 4: 

(4) § 1 Ahs. 6 Z 1 In der Fass.n~ des Bundes~esetzes 
BGBI. Nr. xlll/1997 tritt mit I. September 1996 In Kraft, § 3 Ahs. 2, die 
Üherschrlft zw § 10, § 10 Am. 1 letzter Satz wnd § 10 Ahs. 5 In der 
Fassun~ des Bundes~esetzes BGBI. Nr. xlll/l997 treten mit 1. JAnner 
1998 In Kraft. 

Stand: 28.8.1997 
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